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1. Ueberslcht über die Verhandlungen - Resume des dellberatlons 

x 19/99.043 n °filr tiefere Arzneimittelpreise". Volkslnitlatlve 
Botschaft vom 12. Mal 1999 zur Volkslnitlative "Für tiefere Arz­
neimittelpreise" (BBI 1999 75:41) · 

NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit. 

Bundesbeschluss Ober die Volksinltia:tlve "Für tiefere.Arzneimit­
telpreise" 
2Q.03.21JOO Nationalrat. Beschluss nach Entwurf des .Bundesra­
tes. 
07.06.2000 Stlnderat. Zustimmung. 
08.06.2000 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. · 
08.06.2000 . StänderaL • Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 

T 

x 19199.043 n "Pour des madlcaments l molndre pr1x11
• Ini-

tiative populalre · · · 
Message du .12 mal 1999 concemant Mnitlatlve populalre "Pour 
des medicaments a moindre prlx" (FF 1999 6813) · 

CN/CE Commlssion de Ja securite socla.le et de 1a sante publique 

Arräte federal concemant !'Initiative populalre "pour des medlca­
ments a moindre prlx" 

20.03.2000 Conseil national. Decision conforme au pmjet du 
Conseil federal. 
07.06.2000 Conseil des Etats. Adhesion. 
08.06.2000 Conseil ·nat1ona1. L'arrite· est adopte en votatlon 
finale. · 
08.06.2000 Conseil des Etats. L'arrOta est aclopte en votation 
finale. 
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99.043 Für tiefere Arzneimittelpreise. Volksinitiative 

Legfsfaturrückblick 1999-2003 

Botschaft vom 12. Mai 1999 zur Volksinitiative "Für tiefere Arzneimittelpreise" (881 1999 7541) 

Ausgangslage 

Die Volksinitiative «für tiefere Arzneimittelpreise» strebt eine Senkung des Preisniveaus für die in der 
Schweiz erhältlichen Arzneimittel an. Die Initiative will dieses Ziel mit folgenden Massnahmen 
erreichen: 
- Arzneimittel, die in Deutschland, Italien, Frankreich und Österreich zugelassen und erhältlich sind, 

sollen auch in der Schweiz ohne zusätzliches Zulassungsverfahren auf den Markt gelangen können. 
- Beim Arzneimittelverkauf dürfen zu Lasten der sozialen Krankenversicherung, soweit vorhanden, nur 

Generika abgegeben werden. Sind mehrere Präparate vorhanden, muss immer das preisgünstigste 
Präparat abgegeben werden. 

Der Bundesrat teilt zwar grundsätzlich die Zielsetzung der Volksinitiative. Er ist aber der Ansicht, dass 
die Massnahmen zur Erreichung dieser Ziele zu weit gehen. Er lehnt die Volksinitiative aus folgenden 
Gründen ab: 
- Eine einseitige Anerkennung der Zulassung von Arzneimitteln aus den Nachbarstaaten der Schweiz 

könnte schwerwiegende Auswirkungen auf die Arzneimittel- und damit die Patientinnen- und 
Patientensicherheit haben. 

- Die bewilligungsfreie Zulassung führt nur bedingt zu einer Senkung der Schweizer Arznei­
mittelpreise. Sie ermöglicht zur Hauptsache Importgewinne für den Zwischenhandel, die nicht 
zwingend an das Publikum weitergegeben werden müssen. 

- Der Zwang zur Abgabe von Generika (Substitutionszwang) stellt zudem einen schweren Eingriff in 
die Therapiefreiheit und -verantwortung der Ärztinnen und Ärzte und in ihr Verhältnis zu den 
Patientinnen und Patienten dar. 

Der Bundesrat hat dem Parlament bereits einen Entwurf für eine Teilrevision des 
Krankenversicherungsgesetzes zugeleitet (881 1999 793). Darin unterbreitet er u. a. einen Vorschlag 
für eine erleichterte Abgabe von Generika an Stelle von Originalpräparaten. Apothekerinnen und 
Apotheker sollen die Befugnis erhalten, ein verschriebenes Originalpräparat durch ein Generikum zu 
ersetzen, sofern nicht ausdrücklich die Abgabe des Originalpräparates angeordnet wird 
(Substitutionsrecht). 
In seiner Botschaft für ein neues Heilmittelgesetz wird zudem auch auf die Möglichkeit zum Abschluss 
von Abkommen über die gegenseitige Anerkennung von Arzneimittelzulassungen hingewiesen. Mit 
der Regelung von Arzneimitteln auf Bundesebene wird der Bundesrat auch eine entsprechende 
Kompetenz zum Abschluss solcher Abkommen erhalten. Im Weiteren ist vorgesehen, dass auch ohne 
Abkommen künftig im Rahmen der schweizerischen Zulassung vermehrt ausländische Prüfergebnisse 
aus Staaten mit gleichwertigen Zulassungen mit berücksichtigt werden, was das Verfahren in der 
Schweiz weiter beschleunigen und verbilligen wird. Schliesslich soll mit dem neuen Heilmittelgesetz 
auch der Parallelimport von Arzneimitteln unter gewissen Bedingungen ermöglicht werden. 
Der Bundesrat stellt die Teilrevision des Krankenversicherungsgesetzes und das neue 
Heilmittelgesetz der Volksinitiative als indirekten Gegenvorschlag gegenüber und beantragt, Volk und 
Ständen die Ablehnung der Initiative zu empfehlen. 

Verhandlungen 

20.03.2000 NR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
07.06.2000 SR Zustimmung. 
08.06.2000 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen (76:0). 
08.06.2000 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen (36:0). 

Im Nationalrat waren sich alle Fraktionen mit dem Bundesrat einig, dass die Volksinitiative aus dem 
Hause Denner zum Teil zwar berechtigte Anliegen aufgreift, jedoch untaugliche und unsinnige 
Massnahmen vorschlägt. Im Namen einer knappen Mehrheit von 10 zu 9 Stimmen der vorberatenden 
Kommission sprach sich Liliane Maury Pasquier (S, GE) für einen direkten Gegenvorschlag zur 
Initiative aus. Die berechtigten und populären Anliegen der Initianten - Zulassung von Parallelimporten 
von Medikamenten und Gebrauch von Generika - seien aufzunehmen. Nur so könne man die Initiative 
wirksam bekämpfen. Christine Egerszegi-Obrist (R, AG) lehnte im Namen der FDP-Fraktion und einer 
Kommissionsminderheit einen direkten Gegenvorschlag als "weder sachlich noch politisch 
gerechtfertigt" ab. Wichtige Anliegen der Initiative seien bereits in die Revision des Kranken-
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versicherungsgesetzes mit der möglichen Substitution von Originalpräparaten durch Generika oder ins 
Heilmittelgesetz (Parallelimporte) aufgenommen worden. Die SP-Fraktion, die Grünen und die 
evangelisch-unabhängige Fraktion unterstützten den Antrag für einen direkten Gegenvorschlag, der 
die Mängel der Initiative korrigiert. Der Nationalrat hatte als Erstrat bei der Behandlung des 
Heilmittelgesetzes lediglich mit 89 zu 86 Stimmen die Zulassung der Parallelimporte beschlossen. 
Rudolf Strahm (S, BE) gab deshalb zu bedenken, dass die Parallelimporte noch nicht unter Dach 
seien und ein Gegenvorschlag auch ein Signal an den Ständerat sei, dass in dieser Richtung etwas 
geschehen müsse. Die Initiative wurde schliesslich mit 149 zu O Stimmen verworfen, und auch den 
Gegenvorschlag lehnte der Rat mit n zu 71 Stimmen ab. 
Der Ständerat schloss sich der Argumentation des Nationalrates an. Die Initiative gebe falsche 
Antworten auf richtige Fragen, hiess es. Sie wurde mit 37 zu O Stimmen abgelehnt. Mit 29 zu 5 
Stimmen verwarf der Rat auch einen direkten Gegenvorschlag, mit dem Jean Studer (S, NE) der 
"nicht chancenlosen" Initiative den Wind aus den Segeln nehmen wollte. Der Ständerat lehnte es ab, 
die Therapiefreiheit einzuschränken und wollte deshalb in der Verfassung nicht festschreiben, dass 
bei gleichwertigen Arzneimitteln das preisgünstigste abzugeben sei. 
Vor der Schlussabstimmung im Nationalrat kritisierte Simonetta Sommaruga (S, BE) im Namen der 
SP-Fraktion den fehlenden politischen Willen zur wirksamen Bekämpfung der Kostensteigerung im 
Medikamentenbereich. Ein Teil der SP-Fraktion werde sich deshalb trotz Mängel der Initiative der 
Stimme enthalten. 
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99.043 "Pour des medicaments a moindre prix". Initiative populaire 

Message du 12 mai 1999 concemant !'initiative populaire "Pour des medicaments a moindre prix" (FF 
1999 6813) 

Situation initiale 

L'initiative populaire «pour des medicaments a moindre prix» a ete lancee pour que le prix des 
medicaments vendus en Suisse baisse. Pour realiser cet objectif, eile propose: 
- que les medicaments autorises a la vente et disponibles en Allemagne, en ltalie, en France et en 

Autriche puissent etre mis sur le marche suisse sans autorisation particuliere; 
- et que, pour autant qu'ils existent, les generiques soient les seuls medicaments proposes a la vente 

qui soient rembourses par l'assurance-maladie sociale. Lorsque plusieurs preparations sont 
disponibles, c'est toujours la preparation la moins chere qui doit etre remise. 

Le Conseil federal approuve sur le fond l'objectif de !'initiative populaire. II juge cependant que les 
mesures proposees pour atteindre ce but sont excessives. II refuse !'initiative populaire pour les 
raisons suivantes: 
- Une reconnaissance unilaterale des autorisations de vente des medicaments delivrees dans les 

pays voisins de la Suisse pourrait avoir des consequences graves sur la securite des medicaments, 
et par la sur celle des patients. 

- Une admission sans autorisation n'entraine une reduction des prix suisses des medicarnents que 
sous reserve. Elle permet principalement aux intermediaires de realiser des benefices sur les 
importations qu'ils ne doivent pas necessairement repercuter sur les prix de vente au public. 

- L'obligation de remettre des generiques (obligation de substitution) constitue en outre une atteinte 
grave a la liberte de therapie des medecins et a leur responsabilite therapeutique. Elle a aussi un 
grand impact sur les relations entre medecins et patients. 

Le Conseil federal a deja transmis au Parlament un projet de revision partielle de la loi sur 
l'assurance-maladie (FF 1999 727). Dans ce texte, il fait une proposition qui facilite la remise de 
generiques en Heu et place des preparations originales. Les pharmaciens doivent avoir l'autorisation 
de remplacer une preparation originale prescrite par un generique, pour autant que la remise de la 
preparation originale ne seit pas expressement requise (droit de Substitution). Dans son message 
pour une nouvelle loi sur les agents therapeutiques, le Conseil federal evoque en outre la possibilite 
de conclure des accords de reconnaissance reciproque des autorisations de medicaments. Une 
reglementation des medicaments au niveau federal permettra au Conseil federal d'acquerir la 
competence de conclure de tels accords. II est par ailleurs prevu que meme en l'absence d'accords, 
on tiendra davantage campte des resultats des examens realises dans des Etats dont les 
autorisations ont la meme valeur que celles qui sont delivrees en Suisse. Cela rendra la procedure 
suisse plus rapide et moins chere. La nouvelle loi sur les agents therapeutiques doit finalement aussi 
rendre possible l'importation parallele de medicarnents a certaines conditions. Le Conseil federal 
oppose a !'initiative populaire un contre-projet indirect en deux volets: la revision partielle de la loi sur 
l'assurance-maladie et la nouvelle loi sur les agents therapeutiques. II propose donc de recommander 
au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Deliberations 

20-03-2000 CN Decision conforme au projet du Conseil federal. 
07-06-2000 CE Adhesion. 
08-06-2000 CN L'arrete est adopte en votation finale (76:0). 
08-06-2000 CE L'arrete est adopte en votation finale (36:0). 

Au Conseil national, tous les groupes parlementaires etaient d'accord avec le Conseil federal pour 
constater que !'initiative lancee par la maison Danner comportait certainement de bons arguments, 
mais que les mesures proposees etaient inopportunes et insensees. Au nom du groupe radical et 
d'une minorite de la commission, Christine Egerszegi-Obrist (R, AG) a egalement rejete un contre­
projet direct en le qualifiant d'«objectivement et politiquement injustifie» : les plus importants points de 
!'initiative sont, d'apres eile, regles dans le cadre de la revision de la loi sur l'assurance-maladie, qui 
prevoit la possibilite de substituer des preparations originales par des generiques, et dans la loi sur les 
produits therapeutiques, qui prevoit les importations paralleles. Le groupe socialiste, les Verts et le 
Graupe evangelique et independant se sont prononces, a l'instar d'une petite majorite de la 
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commission, en faveur d'un contre-projet direct qui reprend les objets populaires de !'initiative tout en 
en corrigeant les defauts. Lors de l'examen de la loi sur les produits therapeutiques, le Conseil 
national - en tant que chambre prioritaire - avait decide par seulement 89 voix contre 86 l'autorisation 
des importations paralleles. Rudolf Strahm (S, BE) a fait remarquer que les importations paralleles 
n'etaient pas encore sous toit et qu'un contre-projet devait donc constituer un signal a l'adresse du 
Conseil des Etats pour qu'il agisse dans ce sens. C'est finalement par 149 voix contre O que !'Initiative 
a ete rejetee alors que le contre projet a ete rejete par 77 voix contre 71. 

Le Conseil des Etats s'est rallle aux arguments du Conseil national. L'initiative est une mauvaise 
reponse a de bonnes questions, a+il dit. Elle a ete rejetee par 37 voix contre 0. Par 29 voix contre 5, 
la Chambre haute a egalement rejete un contre-projet direct qui aurait dQ, selon Jean Studer (S, NE), 
contrecarrer !'initiative dont il a souligne que les chances de succes n'etaient pas negligeables. 
Refusant de limiter la liberte de choix therapeutique, le Conseil des Etats n'a pas voulu faire inscrire 
dans la Constitution une dlsposition stipulant que, dans le cas de prodults de meme valeur, seul le 
moins eher devait etre remis au patient. 
Avant la votatlon finale au Conseil national, Simonetta Sommaruga (S, BE) a critique, au nom du 
groupe socialiste, le manque de volonte politlque dans la lutte contre l'augmentation des prix dans le 
domaine pharmaceutique. Une partie du groupe socialiste allait donc, en depit des lacunes que 
comportait l'lnitiatlve, s'abstenlr. 
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99.043 

Für tiefere Arzneimittelpreise. 
Volksinitiative 

13 mars 2000 -

Pour des medicaments a moindre prix. 
Initiative populalre 
Botschaft des Bundesrates 12.05.99 (BBI 1999 7541) 
Message du Conseil federal 12.05.99 (FF 1999 6813) 
Natlonalrat/Consefl national 13.03.00 
Nationalrat/Conseil national 20.03.00 

Maury Pasquler Liliane (S, GE), pour la commlsslon: Je vais 
vous parler, au debut du debat, au nom de la commission. SI 
necessalre, M. Suter le fera a la fin. 
l!lnltlatlve populalre «pour des medlcaments a molndre prlx» 
a ete lancee le 12 aoOt 1997 et deposee le 12 decembre de 
la m&me annee. Son but, tout a fait louable, est de permettre 
une diminutlon des depenses consacrees aux medl~ents 
en autorisant la distributlon en Sulsse de tous les medlca­
ments vendus dans les Etats llmltrophes, en France, en lta­
lie, en Allemagne et en Autrlche, et ce sans autorlsation 
partlcullere. 
l!lnltiatlve demande en outre que l'on remette un medlca­
ment generlque, s'II existe, quand le patient ne pale pas dl· 
rectement le medicament, et qu'on fasse. de m&me en 
remettant le medlcament le plus avantageux. Elle prevoit 
donc l'obllgatlon de substltutlon. Toutefols, dans ces deux 
domaines des lmportatlons paralleles comme des medica­
ments generlques, l'lnltlatlve est pour le moins excesslve. 
Pour les lmportatlons paralleles, la solutlon proposee par 
l'lnltlatlve ne tlent compte nl des regles du commerce Inter­
national de l'OMC, qui ne tolerant pas de traltement different 
pour les pays selon qu'lls sont voisins ou eloignes, ni des lrn­
peratifs de sante publlque et de protectlon de la populatlon, 
pulsqu'elle vlse a redulre a neant tout le processus d'evalua­
tlon et d'autorlsatlon que nous venons de mettre sur pled 
avec la lol sur les produits therapeutlques. 
Votre commisslon vous propose donc, comme le Conseil fe­
deral, de rejeter l'lnltlatlve populalre. 

BuUetln ofllciel de I' Assemblee federale 
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La questlon du contre-projet a, en revanche, dlvlse la com­
mlsslon. La mlnorlte pense qu'il n'est pas necessalre d'op­
poser un contre-projet a !'Initiative, puisque les importations 
parall~les devralent ätre reglees par l'artfcle 14 de la loi sur 
les produits therapeutlques et qu'il existe une substltution 
possible par un medlcament generlque, recemment intro­
dulte dans la preml~re revision de la LAMal et qui devrait en­
trer en vigueur prochalnement. 
La majorlte de votre commlsslon pense en revanche qu'II est 
necessalre d'opposer un contre-projet a cette Initiative popu­
lalre, cecl pour deux ralsons principales. La preml~re est 
qu'II convlent d'ancrer ces deux elements dans notre legisla-
tlon, donc a la fols I tlons parall~les de medlca-
ments et l'utlllsatlon des produits generiques. De 
plus, comme !'Initiative est dangereuse, puisque son objectif 
est ~ en vogue au sein de 1a populatlon et que l'lnltlant 
dlspose de moyens conslderables pour faire campagne, II 
serait tout a falt judlcleux, pour mleux la combattre, d'oppo­
ser un contre-projet a cette Initiative. Cette proposltlon vous 
est falte par 1 o voix contre 9. 

Widrig Hans Werner (C, SG): Wlr empfehlen diese Initiative 
aus zwei Granden zur Ablehnung: 
1. Der Substitutlonszwang Ist letztllch patlentenfelndlich. Wlr 
stehen hier dezidiert hinter dem Substltutlonsrecht der Apo­
theker, welches wir soeben Im KVG-Revlslonspaket mit Arti­
kel 52a genehmigt haben. 
2. Die Initiative zwingt dazu, das allerbllllgste Arzneimittel 
abzugeben. Aber wenn Sie wissen, dass z.B. In den USA 
zwischen 40 und 50 Prozent der verschriebenen Arzneimit­
tel gar nicht eingenommen werden, erkennen Sie, dass Ein­
sparungen Im Gesundheitswesen vor allem mit einer 
Verbesserung der Therapietreue durch die Patienten, mit op­
timierten Verschreibungsgewohnheiten der Ärzte und durch 
die optimierte Wahl und Abgabe des lndlvlduell bestimmten 
Präparates durch die Apotheker erreicht werden können. 
Die Initianten haben noch nie eine Ente aufs Wasser ge­
setzt, die dann auch geschwommen wäre. 
Auch ein Gegenvorschlag erQbrlgt sich, denn die Kombina­
tion von Abgeltungsmodellen - das betrifft Artfkel 25 KVG -
und dem Substitutlonsrecht - Artikel 52a - und auch die ver­
einfachten Zulassungsverfahren fQr Parallelimporte von In 
der Schweiz bereits registrierten Präparaten Ist eine Alterna­
tive. 
Schlussbemerkung: Es llegt noch die Arzneimlttel-lnltlatlve 
mit respektablen 270 000 Unterschriften auf dem llsch des 
Hauses. Nachdem der Schlachtenlärm des Heilmittelgeset­
zes weiter andauert, ist das ein Druckmittel. Diese Initiative 
hat zwar einen sehr problematischen Tell, weil sie die Han­
dels- und Gewerbefreiheit tangiert, aber sie ist ernst zu neh­
men. Das erwähnte Beispiel USA zeigt, dass die Liberalisie­
rung des Arzneimittelbereiches die Kosten im Gesundheits­
wesen nicht a priori senkt, sondern eher erhöht. Darum 
haben die Apotheker den Boden unter Ihren Tretarchen noch 
nicht verloren. Aber das betrifft die nächste Runde. 
Zu dieser Volksinitiative hier und heute sagen wir nein, und 
auch zum Gegenvorschlag, nachdem -wie erwähnt-In den 
letzten Tagen, Wochen und Monaten einiges passiert Ist. 

Gross Jost (S, TG): Die SP-Fraktion beantragt Ihnen, die 
Initiative abzulehnen und den Gegenvorschlag gutzuheis­
sen. 
Ich fasse mich kurz. Die «Thurgauer Zeitung», gewiss keine 
linke Zeitung, eine bOrgerllche Zeitung, hat im Anschluss an 
die Debatte im Nationalrat Ober die Zulassung von Parallel• 
Importen wörtlich geschrieben: «Im Hintergrund aber lauert 
die Initiative fOr tiefere Arzneimittelpreise, die mit Blick so­
wohl auf die Patientensicherheit als auch nach dem .WJrt­
schaftsstandort alles andere als unbedenklich ist. Beiden 
Lagern ist deshalb dringend zu raten, die weisse Fahne zu 
schwenken und sich zu einer Alternative zusammenzurau­
fen, die von mehr als nur einer 89-zu-86-Mehrhelt getragen 
Ist.» 
Das ist genau der Punkt. Die Danner-Initiative ist zwar ama­
teurhaft hanebüchen formuliert, nimmt aber ein real beste-
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hendes Malaise auf: Die Tatsache, dass wir In diesem Land 
fOr gewisse Medikamente zwei- bis dreimal mehr bezahlen 
als In anderen Ländern; dass wir fQr efne der rentabelsten 
Industrien In diesem Land, die Pharmaindustrie, durch ge­
setzlich und vertraglich sanktionierte Wettbewerbsbehinde­
rung Zusatzrenten zulasten der Konsumentinnen und Kon­
sumenten bezahlen; dass wir trotz Lippenbekenntnissen 
aller Parteien die Kostenexplosion im Bereich Medikamente 
nicht wirksam angehen, sondern tabuisieren und falsch ver­
standenen Heimatschutz betreiben. 
Deshalb muss ein Gegenvorschlag auf Verfassungsstufe 
her, der das richtige Anliegen der Initianten aufnimmt und 
gleichzeitig die eklatanten Mängel der Initiative korrigiert Ein 
ausgewogener Gegenvorschlag ist das beste Instrument, 
die beste Gewähr, dass wir bei der patienten- und konsu­
mentenfreundllchen Lösung des Nationalrates bleiben und 
dem Ständerat ein klares Signal geben. 
Die Schwachstellen dieser Initiative sind bekannt. Wlr kön­
nen nicht einseitig auf einige wenige ausländische Bewilli­
gungssysteme abstellen, beispielsweise nicht alle EU­
Staaten einbeziehen. Wlr können die grundlegenden Sicher­
heitsinteressen des Patienten nicht einfach negieren und 
nichts dazu sagen. Wlr brauchen eine gegenseitige Aner­
kennung von Bewllllgungssystemen, und wir brauchen bei 
der Substitution von Generika den ausdrQckllchen Vorbehalt 
der gleichwertigen Wirkung der Medikamente. · 
Der Gegenentwurf gewährleistet dies alles: Die Patientensi­
cherheit Ist ausdrQckllch angesprochen, die Gegenseitigkeit 
der Anerkennung der Bewllllgungssysteme haben wir aus­
drQcklich verankert - hier erinnere ich an den ganz knapp 
abgelehnten Antrag Lalive d'Eplnay beim Hellmlttelgesetz, 
der genau In diese Richtung gegangen ist-, schliessilch ha­
ben wir, wie gesagt, Im Gegenentwurf bei der Generlkasub­
stltutlon die Gleichwertigkeit der Hellmittelwlrkung berack­
sichtigt. Da haben wir also etwas von der Debatte des 
Heilmittelgesetzes aufgenommen. Kritische Voten müssen 
hier sehr ernst genommen werden; sie wurden es auch. 
Deshalb, so denke Ich, sollten wir dem Gegenentwurf zu­
stimmen. Er trägt vielen, auch bürgerlichen Bedenken In die­
sem Bereich Rechnung und gibt Gewähr, dass der knappe 
Entscheid von letzter Woche sowohl Im Ständerat wie auch 
hier bestätigt werden kann. 
Ich bitte Sie, dem Gegenentwurf zuzustimmen und die 
Volksinitiative zur Ablehnung zu empfehlen. 

Eymann Christoph (L, BS): Die Liberalen lehnen die Initia­
tive und den Gegenvorschlag ab. 
Zur Initiative: Wlr haben als Erstrat gerade das Heilmitteige­
setz verabschiedet. Die Chancen stehen gut, eine taugliche 
Basis mit klaren Regelungen zu erhalten. Die Sicherheit des 
Patienten und .der Patientin, also ein qualitatives Element, 
steht Im Vordergrund. Kontrollverfahren, wie wir sie be­
schlossen haben, dürfen nicht durch eine solche Initiative 
rQckgänglg gemacht werden; der hohe Sicherheitsstandard 
muss bleiben. Die Annahme der Initiative hätte Auswirkun­
gen auf die Distribution und das Händlernetz. Die Versor­
gungssicherheit, Insbesondere In ländlichen Gegenden, ist 
aber wichtig und darf nicht leiden. Die Therapie- und Ver­
schreibungsfreiheit der Ärzteschaft würde eingeschränkt; die 
Förderung der Generika In der vorgesehenen Form wird von 
uns ebenfalls abgelehnt, weil der Forschungsplatz Schweiz 
darunter leiden könnte. 
Ein weiteres Argument Die Zulassung WOrde zum Tell nicht 
mehr in der Schweiz erfolgen. Länder mit weniger strengen 
Bestimmungen worden fOr die Zulassung bevorzugt. Dies 
hätte negative Auswirkungen auf Arbeitsplätze in Forschung 
und Produktion. Ein Gegenrecht fOr schweizerische Anbieter 
fehlt, deshalb hätte es negative Folgen fQr kleinere Herstel­
ler, die sich bisher auf den Schweizer Markt konzentriert ha­
ben. 
Auch der Gegenvorschlag geht uns zu weit. Auch mit diesen 
Bestimmung_en werden Therapie und Verschreibung der Ärz­
tinnen und Arzte eingeschränkt, Parallellmporte werden Im 
Heilmittelgesetz geregelt. Wenn die liberale Fraktion schon 
Im Hellmlttelgesetz mit dieser Bestimmung MOhe hat, dann 
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können wir sicher nicht einer noch weiter gehenden Lösung 
zustimmen, wie sie jetzt In diesem Gegenvorschlag enthal-
ten ist. . 
Die Liberalen erachten es auch als sehr wichtig, die Kosten 
Im Gesundheitswesen zu senken oder nicht weiter ansteigen 
zu lassen. Die Initiative «fQr tiefere Arzneimittelpreise» und 
der Gegenvorschlag sind aber keine tauglichen Mittel dazu. 
Sie haben zu vlele Nebenwirkungen. 

Fasel Hugo (G, FR): Die Volksinltlatlve will billigere Arznei­
mittel aus den umllegenden Ländern Deutschland, Italien, 
Österreich und Frankreich zulassen. Sie sollen nicht nur zu­
gelassen werden, sondern ohne weiteres Bewilligungsver­
fahren in den Verkauf gelangen. Damit soll dla soziale 
Krankenversicherung entlastet werden, Indem dort. wo vor­
handen, Ganarlka ausgeliefert und Immer das preisgünstig­
ste Präparat verabreicht werden soll. Die Zielrichtung dieser 
Initiative Ist es, die Kosten zu senken. Dies Ist, wie auch in 
der Botschaft des Bundesrates gesagt wird, ein mehr als er­
strebenswertes Ziel und begrQssenswert. Die Initiative hat 
von daher eine gewisse Popularität, das zeigen auch die Un­
tarschrlftanzahlan, weil die steigenden Kosten Im Gesund­
heitswesen auf die Prämien Druck ausüben und immer 
wieder fQr sehr viele Emotionen im Volk sorgen. 
Dia Initiative will Ihr Ziel durch Parallelimporte erreichen, die 
zugelassen werden sollen. Sie will damit erreichen, dass die 
Im Inland Oberrlssenan Preise durch günstigere Importe un­
ter Druck geraten und damit unser Markt günstiger beliefert 
Wird. Gerade was die Generlka betrifft, kann man auch fest­
halten, dass hier noch einiges möglich wäre. Bis heute wird 
der Markt nur etwa zu 3 Prozent mit Generika versorgt, In 
anderen Ländern Ist der Prozentsatz wesentlich höher. 
Dies sind ein paar Vorteile dieser Initiative. Umgekehrt aber 
Ist die Initiative, wie auch schon gesagt wurde, nach einem 
sehr einfachen - um nicht zu sagen primitiven - strickrnus­
tar produziert worden. 
So Ist balspielswelsa nicht garantiert, dass die tieferen 
Preise durch Parallelimporte auch wirklich an die Patientin­
nen und Patienten, das helsst an die Versicherungen weiter­
gegeben werden, sondern es stellt sich die Frage, ob diese 
PrelsdHferenzen an den ZWlschenhandel weitergegeben 
werden. 
Ein weiterer Schwachpunkt der Initiative besteht darin, dass 
die Reziprozität fehlt. Dia initiative ist auch nicht sehr EU­
taugllch: Es werden nur vier EU-Länder als Referenzgrössen 
zugelassen, um ein Medikament in der Schweiz In den Um­
lauf zu bringen. Es besteht ebenfalls die Gefahr der unkon­
trolllarten Liberalisierung zulasten der Patientensicherheit. 
Namens der grünen Fraktion bedaure ich allerdings, dass 
wir bereits heute Ober diese Volkslnltlatlve befinden. Es wäre 
politisch korrekter gewesen, die Beratung das Hellmlttelge­
setzes abzuschllessen, weil wir auf diese Welse - wie der 
Bundesrat es auch Immer gesagt hat - einen Indirekten Ge­
genvorschlag zu dieser Initiative gehabt hätten. Heute haben 
wir erst die ersten Beratungen Im Rat abgeschlossen. Wir 
wissen, dass Im Bereich der Parallellmporte eine äusserst 
knappe Entscheidung zustande gekommen Ist, so dass wir 
mit gutem Grund den Gegenentwurf aufnehmen, der vor­
~leht, dass Parallelimporte zulässig sind. Eingang In den 
Gegenentwurf findet auch die Reziprozität, die bei der Initia­
tive nicht gewährleistet Ist. Der Gegenentwurf hält ebenfalls 
fest, dass die Sicherheit der Patientinnen und Patienten ge­
währleistet werden muss; auch bei den Generika Ist die 
Glelchwertlgkelt garantiert. 
Vor diesem Hintergrund wird die grüne Fraktion deshalb die 
Volksinitiatlve zur Ablehnung empfehlen, hingegen dem Ge­
genentwurf zustimmen. 

Egerszegl-Obrlst Christine (R, AG): Die FDP lehnt Initia­
tive und Gegenvorschlag ab. Herr Fasel, wir müssen heute 
darüber befinden, sonst laufen wir Gefahr, dass wir diese In­
itiative verschleppen. Wir befassen uns nun zum vierten Mal 
mit einer Denner-lnltlatlve, die einen wunderbaren Namen 
trägt und das Volk zu etwas Unsinnigem verführen will. 

Sie erinnern sich daran, worüber wir hier befunden haben: 
tiefere Spltalkosten, höchstens 250 Franken pro Tag und Pa­
tient, egal wie schwer krank Jemand ist; oder die Beschleuni­
gungs-Initiative mit unverantwortbaren Fristen. 
Wir konnten gestern mit Genugtuung feststellen, dass sich 
das stlmmvolk auch mit Millionenaufwand keinen Sand In 
die Augen streuen lässt 
Auch diese Volksinitiative geht wieder In die gleiche Rich­
tung. Wir von der FDP-Fraktion lehnen sie einstimmig ab. Es 
Ist unsinnig, wenn alle Arzneimittel, die In unseren unmittel­
baren Nachbarstaaten mit oder ohne Rezept zum Verkauf 
zugelassen sind, ohne schweizerische Bewilllgung auch in 
der Schweiz verkauft werden dürfen. Es Ist unsinnig, dass 
die Ärzte und Apotheker dazu verpflichtet werden sollen, 
Generika In Jedem Fall abzugeben, und es Ist ebenso unsin­
nig, dass in jedem Fall zulasten der Krankenversicherung 
nur noch das billigste Arzneimittel eingesetzt werden darf. 
Wir haben kein Verständnis fQr diese Hauptpunkte dieser In­
itiative und empfehlen sie einstimmig zur Ablehnung. Was 
den Gegenvorschlag betrifft, begründe ich nicht nur die Hal­
tung der FDP-Fraktion, das Ist glelchzeitlg die Haltung der 
Minderheit der Kommission: Wir finden einen Gegenvor­
schlag weder sachlich noch polltlsch gerechtfertigt. Berech­
tigte Anliegen dieser Initiative wurden in die KVG-Revlslon 
mit einbezogen, so namentlich das Substitutionsrecht durch 
Generlka fQr Apotheker. Es wurde gesagt Das Ist der neue 
Artikel 52a Im KVG. In der parlamentarischen Debatte zum 
Heilmittelgesetz sind aber auch die anderen zentralen 
Punkte diskutiert worden, die Parallellmporte und die Zulas­
sungsbestimmungen. 
Es bleibt anzufOgen, dass kein staat es erlaubt, dass auf 
seinem Territorium Arzneimittel verkauft oder abgegeben 
werden, die von seinen eigenen Behörden nicht kontrolliert 
und zugelassen wurden. Davon macht die EU keine Aus­
nahme; alle Arzneimittel müssen entweder von den Mitglied­
staaten oder von der zentralen Arzneimittelbehörde zu 
sen sein. Das gilt auch fQr alle Arzneimittel, die aus 
EU-Ländern importiert werden. Die Sicherheit der Patientin­
nen und Patienten Ist ein ganz zentrales Anliegen Jedes 
staates, und das wird beim Gegenvorschlag nicht In den Mit­
telpunkt gerückt. 
Ausser den Begründungen, die Ich anfOhrte, Ist nichts hlnzu­
zufOgen, was nicht schon gesagt worden wäre. Deshalb bitte 
ich Sie Im Namen der FDP-Fraktion, die Initiative zur Ableh­
nung zu empfehlen, und Im Namen der FDP-Fraktion und 
der Minderheit der Kommission, auch den Gegenvorschlag 
abzulehnen. 

Borer Roland fY, SO): Namens der einstimmigen SVP­
Fraktlon bitte Ich Sie ebenfalls, Initiative und Gegenvor­
schlag abzulehnen. 
Materiell wurde das meiste von Herrn Widrig bzw. Frau 
Egerszegl gesagt. Ich möchte aber trotzdem noch zwei 
Punkte aufgreifen, die mir erwähnenswert scheinen: 
1. Wir haben schon beim Heilmittelgesetz die Tatsache dis­
kutiert, dass auch Im Ausland - Insbesondere In unseren 
vier Nachbarländern - die Hellmlttelprelse administrierte 
Preise sind. Es sind Preise, die vom Staat oder von anderen 
Organisationen nach Irgendwelchen Kriterien festgelegt wer­
den. Es kann doch nicht sein, dass wir In unserem Land 
Preise übernehmen, die Im Ausland administriert worden 
sind. 
2. Der Gegenvorschlag, der primär auf der Zulassung von 
Parallellmporten basiert, wird von uns abgelehnt Die Be­
gründung ist die gleiche wie beim Heilmittelgesetz. 
Gestatten Sie mir noch eine Feststellung: Im Zusammen­
hang mit der Unterschrittensammlung tor diese Initiative Ist 
mir aufgefallen, wie dOnn die Argumentation für die Initiative 
Ist, die Im Titel wohl sehr gut klingt und deren Anliegen - we­
nigstens Jenes, das Im Titel angegeben wird - Ich eigentlich 
unterstatzen könnte. Aber es Ist schon problematisch, wenn 
man Preise von Medikamenten zwischen der Schweiz und z. 
B. Dänemark vergleicht, gielchzeltlg aber verschweigt. dass 
man In Dänemark auf dem Verkaufspreis, mit dem man ar­
gumentiert, 22 Prozent Mehrwertsteuer bezahlen muss. Das 
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zeigt einfach, wie schwach die Argumentationskette der lnltl• 
anten ist 
Ich bin der Meinung, dass die staffliche Anzahl von Unter• 
schritten deshalb zustande kam, weil das im Trtel erwähnte 
Anliegen die Bevölkerung effektiv beschäftigt. Ich bin auch 
der Meinung, dass wir bezüglich der Medikamentenpreise 
Überlegungen anstellen müssen, aber die Initiative Ist der 
falsche Weg. 
Ich bitte Sie, die Volkslnltlative und den Gegenvorschlag ab­
zulehnen. 

Studer Helner (E, AG): Die evangelische und unabhängige 
Fraktion lehnt die Volksinitiative ab. Auch aus unserer Sicht 
geht sie zu weit Wir sind aber eindeutig fOr den Gegenvor• 
schlag, sowohl aus sachlichen wie aus politischen Granden. 
Die sachlichen GrOnde: Wir haben beim Heilmittelgesetz -
auch wenn es eine knappe Mehrheit war - mitgeholfen, eine 
Lösung zu finden, zu der wir stehen und die im Grunde ge­
nommen auch diesem Gegenvorschlag entspricht. Aus die­
sem Grunde sagen wir sachlich ja. 
Auch politisch Ist es richtig, einen Gegenvorschlag zu unter• 
breiten. Denn diese Volksinitiative kann man zwar hier diffe­
renziert diskutieren, aber In der Abstimmung Ist sie nicht 
chancenlos. Dem Argument: Wenn Ihr Ja stimmt, habt Ihr 
bei den Medikamenten tiefere Preise, kann man nur schwer 
andere, differenzierte Argumente entgegensetzen. Aber mit 
dem Gegenvorschlag, der unterbreitet ist, haben wir sachlich 
und politisch etwas Sinnvolles in der Hand. 
Deshalb: Initiative nein, Gegenvorschlag Ja. 

Sommaruga Slmonetta (S, BE): Wir haben es schon oft ge­
hört: Alle finden, wir müssten uns darüber Gedanken ma­
chen, wie wir die Arzneimittelpreise senken könnten. Wir 
haben im Rahmen des Hellmlttelgesetzes ausgiebig darOber 
diskutiert; trotzdem höre ich Jetzt mehrheitlich Stimmen, die 
Initiative sei nicht der richtige Weg, und leider auch mehr• 
heltllch Stimmen, die dem Gegenvorschlag gegenüber ne­
gativ elngestellt sind. 
Ich bin überzeugt, dass die Zulassung der Parallelimporte ei­
ner der ganz wesentlichen Schritte Ist, um die Kosten Im 
Arzneimittelmarkt, der immerhin mit 4,5 Milliarden Franken 
pro Jahr zu Buche schlägt, zu dämpfen. Wir haben letzte 
Woche In diesem Rat bezüglich Zulassung von Parallellm· 
porten einen relativ knappen Entscheid gefällt; Ich musste 
auch heute wieder feststellen, dass die Würfel wahrschein­
lich noch nicht gefallen sind. Ich bin aber überzeugt, dass 
dieses Anliegen In der Bevölkerung eine grosse Wertschät­
zung geniesst, dass die Bevölkerung versteht, worum es 
geht, und ein solches Anliegen unbedingt mitträgt. Deshalb 
unterstOtze Ich mit aller Klarheit den Gegenvorschlag, der 
diese Parallellmporte auch auf Verfassungsebene zulässt. 
Zur Generlka-Substitution möchte ich Ihnen einfach sagen, 
dass wir von den Konsumentenorganisationen mehrfach den 
Versuch gemacht und Immer wieder festgestellt haben, dass 
die kostengünstigen Medikamente heute In der Apotheke 
nicht abgegeben werden, ausser wenn die Konsumentin 
oder der Konsument wirklich Insistiert Das System, dass die 
Apothekerin oder der Apotheker das gCmstlgere Generikum 
abgeben kann, funktioniert zumindest so lange nicht, wie wir 
das Abgeltungsmodell haben, das wir heute kennen. Ob das 
neue Modell etwas daran ändert, wage Ich Im Moment noch 
zu bezweifeln. Ich finde deshalb die Formulierung Im Gegen­
vorschlag, wonach das preisgünstigste Medikament abzuge­
ben Ist, sinnvoll, richtig und begrOssenswert 
Sollte der Gegenvorschlag In unserem Rat keine Mehrheit 
finden, werden zumindest wir von Konsumentenseite her 
uns überlegen, auch die Initiative zu unterstützen, weil ich 
das meiste, was jetzt in Bezug auf die fehlende Patienten­
und Arzneimittelsicherheit gesagt wurde, zumindest zu be­
zweifeln wage. Wir haben immer noch die Möglichkeit, auf 
Gesetzesstufe mit Bewilligungs. und Meldepflichten einige 
der Schwächen der Initiative zu korrigieren. 
Die Frage der UnterstOtzung der Initiative von unserer Seite 
her Ist also offen, wenn der Gegenvorschlag dem Volk nicht 
unterbreitet wird. 
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Strahm Rudolf (S, BE): Ich möchte Ihnen In Ergänzung zu 
dem, was Frau Sommaruga als Konsumentenvertreterin 
sagt, noch eine pontische und taktische Überlegung mitge­
ben. Wir haben der Firma Denner geschrieben und sie ge­
fragt, ob sie bereit wäre, die Initiative zurückzuziehen, wenn 
Artikel 14 Absatz 2 Im Heilmittelgesetz so durchkommt. Aber 
die Firma Danner will diese Initiative offenbar durchziehen. 
Ich muss Ihnen einfach sagen, dass dieses Anliegen der In­
itiative Ja sehr populär Ist Fast Jede Schweizerin und Jeder 
Schweizer war schon Im Ausland und weiss, dass die glel• 
chen Medikamente, die man hier erwerben kann, Im Ausland 
nur halb oder ein Drittel so teuer sind. Ich muss die wettbe­
werbsorientierten Kolleginnen und Kollegen und jene, die die 
Kostendämpfung Im Gesundheitswesen auch auf Ihre Fahne 
geschrieben haben, fragen: Wie wollen Sie diese Initiative, 
die sehr geschickt und perfid formuliert Ist, vor dem Volk be­
kämpfen, ohne etwas in der Hand zu haben? Die Forderung 
der Initiative Ist populär! Sie kennen die «Rappenspalter­
mentalltät» in der Schweizer Bevölkerung. Sie können dann 
nicht sagen: «Also bitte, die Initiative Ist Gatt-widrig, und nur 
vier Länder sind als Herkunftsländer fOr Importe aufgeführt» 
Diese Mängel kann man Obrlgens dann Im Gesetz «hellen», 
Indem Sie den Kreis der Herkunftsländer ausdehnen. We­
gen der paar formalen Fehler ist die Stossrichtung der lnltla• 
tive trotzdem richtig. 
Ich bitte Sie, schon aus taktischen Gründen, jetzt der Kom­
missionsmehrheit zu folgen und dem Gegenvorschlag zuzu­
stimmen. Wir haben die Parallelimporte noch nicht unter 
Dach. Wenn Sie der Kommissionsmehrheit folgen, Ist das 
auch ein Signal nach aussen. Es ist ein Signal an den Stän­
derat, dass In dieser Richtung etwas geschehen muss. 
Ob der Gegenvorschlag nötig Ist, kann man dann am 
Schluss entscheiden. Aber bitte stimmen Sie für den Antrag 
der Mehrheit. Sie alle werden sonst grosse Schwierigkeiten 
haben - ohne etwas In der Hand, ohne Gegenvorschlag -, 
die sehr geschickt formulierte Danner-Initiative vor dem Volk 
zu bekämpfen. Es wird nicht dieselbe Konstellatlon wie ge­
stem am Abstimmungssonntag sein, sondern hier geht es 
um Rappenspalterel bzw. Konsumenteninteressen und 
darum, ob wir bll!lgere Medikamente einkaufen können oder 
nicht 
Der Gegenvorschlag Ist Gatt- und EU-kompatibel, und er 
nimmt ROckslcht auf die Reziprozltätsrechte; man kann Ihm 
nichts vorwerfen. 
Bitte stimmen Sie fOr den Antrag der Mehrheit 

Suter Marc F. (R, BE), fOr die Kommission: In Anbetracht der 
vorgerückten Stunde möchte Ich mich kurz fassen. Alles 
Wesentliche ist ja schon gesagt worden, Insbesondere ein· 
leitend von der französischsprachigen Kommissionsspre­
cherin. 
Vlellelcht zu Beginn: Die Kommission war einstimmig In Ihrer 
Empfehlung zur Ablehnung der Initiative. Wir hatten einen 
schlechten Eindruck, auch von der Präsentation dieser In• 
ltlatlve. Offenbar Ist einfach Ihr Trtel attraktiv, aber der Inhalt 
entspricht der Verpackung nicht Es bestehen gravierende 
Mängel. Ich möchte nur deren drei erwähnen: 
1. Der Import der parallel Importierten Arzneimittel soll auf 
unsere Nachbarländer beschränkt werden. 
2. Es soll in der Schweiz kein Zulassungsverfahren geben: 
die Frage der Sicherheit wird also völlig ausgeklammert 
3. Die Rezeptpfllcht Ist nicht klar geregelt. 
In der Kommission war die vemichtende Kritik eindeutig. 
Diese Initiative muss man ablehnen. Sie Ist nicht sachge­
recht und WOrde zu grossen Problemen führen. Die Argu­
mente Hegen klar auf dem Tisch. Aber aus taktischen 
Erwägungen - Herr Strahm hat sie vorhin geschildert - hat 
sich eine knappe Mehrheit von 1 o gegen 9 Stimmen fOr den 
Gegenvorschlag ausgesprochen. 
Im Gegenvorschlag sind die Mängel, die wir In der Initiative 
festgestellt haben, ausgeräumt. Es Ist richtig, dass der Ge­
genvorschlag eurokompatibel und WTO-konform Ist; er 
nimmt die Vorschläge, wie wir sie zu Artikel 14 Absatz 2 des 
Hellmlttelgesetzes mit knapper Mehrheit beschlossen ha-
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ben, auf. Insgesamt ist dieser Gegenvorschlag sachllch also 
richtig ausgestaltet und kann von daher unterstützt werden. 
Es hat auch eine taktische Überlegung mit Bezug auf das 
weitere Verfahren bei der Beratung des Hellmlttelgesetzes 
hlnelngesplelt, denn mit dem Gegenvorschlag soll ein Druck­
mittel aufrechterhalten bleiben. Diese Überlegung ging 
dahin, etwas mit dem Zaunpfahl an die Adresse des stände­
rates zu winken, mit dem Ziel, dass auch er den Parallel­
import - wie das der Nationalrat beschlossen hat - zulassen 
soll. 
Die Mehrheit der Kommission hat sich - mit anderen Worten 
- Ober weite strecken von diesen taktischen Überlegungen 
leiten lassen und Ist der Auffassung, dass man der populär 
daherkommenden Danner-Initiative mit dem attraktiven Tltel 
etwas entgegensetzen soll, das rechtlich stimmt, das richtig 
und sachgerecht abgefasst Ist und die In den Augen der 
Mehrheit berechtigten Anliegen aufnimmt. 
Die knappe Minderheit Ist hingegen der Meinung, dass es 
nicht notwendig sei, dieser Danner-Initiative - die grosse 
Mängel aufweist - einen direkten Gegenvorschlag entge­
genzusetzen und dass der Souverän zu WOrdlgen wissen 
wird, welche Mängel In dieser Initiative stecken. 

Die Beratung dieses Geschäftes wfrd unterbrochen 
Le deba.t sur cet ob/et est fnterrompu 
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Dreffuss Ruth, conselllere federale: t.:initlatlve populaire 
«pour des medlcaments a molndre prlx» vlse a une baisse 
du prlx des medlcaments vendus en Suisse et propose que 
les medlcaments autorises a la vente et disponibles en Alle­
magne, en ltalle, en France et en Autrtche pulssent etre mis 
sur le marche suisse sans autorisatlon prealable. Le rem­
boursement des medlcaments par l'assurance-maladle so­
clale doit imperativement se limiter aux medlcaments les 
plus avantageux et aux genertques, si ces demiers existent. 
En outre, las assureurs-maladie ne doivent rembourser que 
!es medlcaments las plus avantageux conformement a une 
liste qu'lis doivent etabllr chaque annee. 
Tous las porte-parole des groupes vous ont propose le 
13 mars dernler de rejeter cette Initiative populalre, ou plus 
precisement d'en recommander le rejet. Sur le fond, tous les 
partis partagent l'avis du Consell federal, qui estlme que 
l'objectlf de !'initiative, a savoir la balsse du prtx des medica­
ments en Sulsse, dolt etre approuve, mais que las mesures 
prevues par !'Initiative sont excesslves. 
Le Conseil federal propose de rejeter !'initiative pour les ral­
sons sulvantes: 
Une reconnalssance unilaterale des autorisations de vente 
des medlcaments delivres dans las pays voislns de la 
Sulsse aurait des consequences graves sur la securite des 
medlcaments et, par la, sur celle des patlents. 
Une admlsslon sans autorisatlon, et cela me paralt plus lm­
portant encore, n'entraine pas forcement une reductlon des 
prix suisses des medlcaments. Elle permet princlpalement 
aux lntermediaires de reallser des benefices sur les lmporta­
tlons, qu'ils ne doivent pas necessalrement repercuter sur 
las prlx de vente au publlc. 
L.:obllgatlon de remettre des generlques, qul est une oblfga­
tlon de substltution, constltue a nos yeux une attelnte grave 
a la llberte de theraple des medecins et a leur responsablllte 
therapeutlque. Elle a aussl un grand Impact sur la relatfon 
entre le medecin et le patlent. 
L.:lnltlatlve pose egalement probleme en ce qui conceme les 
engagements lntemationaux prls par la Suisse, notamment 
en ce qul conceme la clause de la nation la plus favorlsee et 
celul de l'lnterdictlon, selon le GATT, des !Imitations portant 
sur la quantite. En d'autres termes, sl nous accordons a nos 
quatre volslns un drolt, nous devons, en vertu de nos enga­
gements lnternatfonaux, l'accorder a tous las autres pays en 
ralson de 1a clause de la natlon la plus favorlsee, mals nous 
contrevlendrlons a l'accord sur las ADPIC et a l'lnterdlctlon 
de la restrlctlon quantitative et a toutes mesures d'effets 
equlvalant a une restrictlon quantitative dans le cadre de 
l'accord de llbre-echange avec la CEE. 
Plus important me semble Mre ie falt que le Conseil federal 
a de)a pris des mesures pour dlmlnuer le prlx des medica­
ments. D'abord, J'almerals clter l'accord que nous avons 
conclu le 1 er octobre 1998 entre l'Offlce federal des assu­
rances soclales et !'Industrie pharmaceutlque qul a permis 
de reduire le prtx des medicaments adinis sur la liste des 
speclalltes entre 1955 et 1984.11 devralt s'ensulVre une eco­
nomle de plus de 200 mllllons de francs par an pour las as­
surances-maladle. Et puis, nous avons las deux projets 
legislatlfs qul renforceront 1a tendance a faire balsser le prix 
des medicaments. Je vous rappelte l'artlcle 52a propose 

da.ns le cadre de la revision de la LAMal qul est adopte par 
las deux Chambres et qul permet aux pharmaclens de re­
mettre un generlque en Heu et place de !'original prescrit. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Meine Damen und 
Herren, wir diskutieren eine Volksinitiative. Meines Wissens 
legen Sie grossen Wert auf die Volksrechtel Dann verdienen 
es diese auch, dass Sie zuhören! 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: II est important de volr 
que ce que nous prevoyons, c'est un drolt de substltutlon, 
non pas une obllgatlon, et la posslbllite pour le medecln de 
prescrire et aussl d'expllquer pourquol n s'en tlent a un origi­
nal. Et puls, nous avons l'article 14 de la lol sur les produits 
therapeutlques qua nous avons egalement dlscute lci et qul 
permet las importations paralleles sous certalnes condltions. 
Ce sont donc ces deux dlsposltfons legales qul, pour le Con­
sell federal, peuvent servlr de contre-projet indirect puls­
qu'elles permettent d'atteindre las buts de !'Initiative par des 
mesures plus appropriees. 
Parml las mesures mlses en oeuvre par le Conseil federal 
pour faire balsser le prlx des medicaments, II y a lleu de 
mentfonner egalement l'artlcle 25 allnea 2 lettre h propose 
dans le cadre de la revlslon de la lol sur l'assurance-maladle 
et accepte par les deux Chambres. Cette dlsposltlon auto­
rlse la facturatfon separee des prestatlons des pharmaclens. 
Nous sommes en train de preparer des modlflcatlons d'or­
donnances qul permettent d'lntroduire un nouveau systeme 
de remuneratfon des medicaments. Le but est d'ellmlner le 
systeme de marges actuel qul lnclte las pharmaclens a ven­
dre des medlcaments chers et en grande quantlte. Nous 
sommes persuades que cela aura pour effet un ralentlsse­
ment de l'augmentatlon du coat des medlcaments. 
Bien que la proposltlon de la majorlte de la commisslon, 
adoptee de Justesse, de presenter un contre-proJet dlrect 
solt formulee de-manlere plus judlcleuse qua !'Initiative, le 
Conseil federal estfme qu'il taut donner la preference aux re­
visions en cours, en tant qua contre-proJets indirects, pour 
las ralsons sulvantes. Tout d'abord, II est d'avis que l'lnscrlp­
tlon dans la constitutlon des dlsposltions du contre-projet 
dlrect, comme d'allleurs celles de l'lnltiatlve, chargerait la 
charte fondamentale de precisions qul dolvent Otre reglees 
par vole legislative. Ensuite, sur le fond, le llbelle de l'arti­
cle 117 allnea 3 de la constltution selon le contre-proJet 
dlrect ne dlffere pas de maniere significative des deux pre­
mieres partles du texte de !'initiative. Nous avons donc tou­
Jours l'obllgatlon de substltutlon. Les motlfs evoques, que Je 
vlens de rappeler, montrent que cette obligatlon n'est pas 
pertlnente. 
II convient de relever qua les pharmaclens peuvent remettre 
auJourd'hul deJa qes medlcaments generiques en lleu et 
place de !'original prescrit, mais qu'ils doivent en referer au 
medecln avant la remise du medicament Avec l'entree en vl­
gueur de la nouvelle lol, las pharmaclens pourront remettre 
le generique sans avolr a en referer au medecln, sl celul-cl 
n'a pas expressement prescrlt !'original. 
L'.artlcle 118 allnea 3 du contre-projet dlrect dlspose que «las 
importatlons paralleles sont autorisees a la conditlon qu'el­
les contrlbuent a faire balsser les depenses de sante et que 
la sante des patlents soit garantle». Vous vous rappelez des 
dlscusslons qua nous avons menees au sujet de l'artlcle 14 
de Ja lol sur las produits therapeutlques: les lmportatlons pa­
ralleles de medlcaments ne sont autorlsees qua sous re­
serve des regles du drolt de la concurrence et de Ja 
propriete intellectuelle. Des lors, seules las lmportatlons pa­
ralleles de medlcaments non proteges par un brevet sont 
posslbles. C'est pourquoi le Conseil federal est d'avls qu'II 
ne faut, pour le moment, autorlser las lmportattons paralleles 
de medlcaments qu'a cette condltlon. Toutefois, comme Je 
l'al deja evoque, un groupe de travall lnterdepartemental a 
ete cree pour etudier las aspects de la problematlque vaste 
et complexe des lmportatlons paralleles en general et des 
droits des biens lmmaterlels, aussl dans le domalne des me­
dicaments. Le Conseil federal presentara un rapport a ce 
propos a la commisslon du Conseil des Etats. 

Bulletin offlclal de r Asiem.blee federale 



20, März 2000 325 Nationalrat 99.043 

Tout ce que Je viens d'evoquer lnclte le Conseil federal a 
continuer de recommander le rejet de l'lnltlative populalre et 
a vous lnviter aussl a rejeter le contre-projet dlrect propose 
par la majorlte de la commission. Les contre-projets lndl­
rects que Je viens d'evoquer devralent largement suffire a at­
telndre le but propose. 
Nous vous recommandons donc de suivre le projet du Con­
seil federal sur taute la llgne. 

Eintreten Ist obligatorisch 
L:entree en matiers est acqulse de plein droit 

Bundesbeschluss Ober die Volkslnltlatlve «fflr tiefere 
Arzneimittelpreise» 
Arrite federal concernant !'Initiative populalre «pour 
des medlcaments a molndre prlx» 

Detailberatung - Examen de detail 

Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.1a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Glelchzeltlg wird Volk und Ständen ein Gegenentwurf der 
Bundesversammlung zur Abstimmung unterbreitet. 
Abs.2 
Die Bundesversammlung schlägt vor, die Artikel 117 und 
118 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 je durch ei­
nen neuen Absatz 3 mit folgendem Wortlaut zu ergänzen: 
Art. 117 Abs. 3 
Im Rahmen der obligatorischen Krankenversicherung Ist bei 
gleichwertigen Arzneimitteln das preisgünstigste abzuge­
ben. 
Art. 118 Abs. 3 
Der Bund erlAsst Vorschriften Ober die Zulassung von Arz­
neimitteln. Parallelimporte sind gestattet, wenn sie zur Sen­
kung der Kosten Im Gesundheitswesen beitragen und die 
Sicherheit der Patientinnen und Patienten gewährleistet ist 
In einem anderen staat zugelassene Arznelmlttel werden 
aufgrund einer gegenseitigen Anerkennung auch In der 
Schweiz zugelassen. 

Minderheit 
(Egerszegl, Borer, Bortoluzzl, Hochreutener, Meyer Therese, 
Phllipona, Rychen, Suter) 
Ablehnung des Antrages der Mehrheit 

Art.1a 
Proposition de la commlssion 
MaJorite 
Al. 1 
En mAme temps, un contre-proJet de !'Assemblee federale 
est soumls au vote du peuple et des cantons. 
Al.2 
L'.Assemblee federale propose de completer l'article 177 et 
l'artlcle 118 de la ConstlMlon federale du 18 avrll 1999 par 
un nouvel allnea 3, dont le libelle est suivant: 
Art. 117 al. 3 
Dans le cadre de l'assurance-maladle obligatolre, lorsque 
des medlcarnents sont equlvalents, les patlents se verront 
remettre le medicament Je mellleur marcM. 
Art.118 at. 3 . 
La Confederatlon edlcte des prescrlptlons concernant l'auto­
rlsaton de mlse sur le marche des medlcaments. Les lmpor-
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tations paralleles sont autorlsees ä la conditlon qu'elles 
contrlbuent a faire baisser les depenses de sante et que la 
sante des patlents solt garantfe. Les medlcaments autorises 
dans un autre Etat le sont egalement en Sulsse en vertu 
d'une reconnalssance mutuelle. 

Mlnorlte 
(Egerszegl, Borer, Bortoluzzl, Hochreutener, Meyer Therese, 
Phlllpona, Rychen, Suter) 
Rejeter la proposition de la majorlte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
.... die Initiative abzulehnen und den Gegenvorschlag anzu­
nehmen. 
Minderheit 
(Egerszegi, Borer, Bortoluzzi, Hochreutener, Meyer Therese, 
Phlllpona, Rychen, Suter) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 2 
Proposition de 1a commlsslon 
Majorlte 
•••• de rejeter !'Initiative et d'approuver le contre-projet. 
Mlnorite 
(Egerszegi, Borer, Bortoluzzi, Hochreutener, Meyer Therese, 
Philipona, Rychen, Suter) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die Abstimmung 
gllt fOr Artllcel 1 a und fOr Artikel 2. 

Abstimmung - Vote 
Far den Antrag der Minderheit .... 77 Stimmen 
Far den Antrag der Mehrheit •••• 71 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'enssmble 
(namentlich - nominatif: Beilage -Annexe 99.043/298) / 
Far Annahme des Entwurfes .... 149 Stimmen sie.kf.. ,ro,'r 
(Einstimmigkeit) 

Abschreibung - Classement S ./ f • Ä 5 
Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil tedera/ 
Classer les Interventions parlementalres 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

An den St/Jnderat - Au Conseil des Etats 
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Für tiefere Arzneimittelpreise. 
Volksinitiative 
Pour des medicaments a molndre prlx. 
Initiative populalre 

Botschaft des Bundesrates 12.05.99 (BBI 1999 7541) 
Message du Conseil fäderal 12.05.99 (FF 1999 8813) 
Natlonalrat/ConseH national 13.03.00 

Natlonalrat/ConseH national 20.03.00 
Ständerat/Conseil des Etats 07.08.00 
Nationalrat/Conseil national 08.08.00 

Ständerat/Conseil des Etats 08.08.00 

Saudan Fran~lse (R, GE), pour la commlssion: L!lnltlatlve 
populaire «pour des medlcaments ä molndre prlx» a un tttre 
extrAmement clair. Elle vise a obtenlr une balsse du prlx des 
medlcaments ä travers deux mesures: la premll!re mesure 
tendralt ä permettre que les medicaments qui sont deja sur 
le marche dans !es pays llmltrophes, a savoir l'Allemagne, 
l'Autrlche, l'ltalle et la France, pulssent Atre mis sur le mar­
che suisse sans aucune autorisatlon. La deuxll!me mesure 
vise les remboursements autorises par Ja LAMal: ne seralent 
rembourses par la LAMal, Jorsqu'ils existent, que le molns 
eher d'entre les generlques ou la molns chere des prepara­
tlons originales. 
A l'instar du Conseil federal, et du Conseil national qul s'est 
de]ä prononce sur cette initiative, votre commlsslon partage 
les preoccupations des lnltlants, mals estlme que le moyen 
propose est solt depasse, solt lnadequat pour les raisons 
suivantes: • 
1. Vous vous souvenez que le Parlament, dans le cadre de 
la revision partielle de la LAMal, a adopte une dlsposltion 
(art. 52a) qul permet la remise des generlques par les phar­
maciens, pour autant que le pharmaclen ait obtenu l'autori­
sation du medecin traitant. 
2. La loi sur les agents therapeutlques, qul a de]ä ete adop­
tee par le Conseil national et qul falt l'objet des debats de 
votre commlsslon, prevoit deux posslbilltes: d'une part, l'lm­
portation, sous certaines conditions, de medicaments etran­
gers et, cl'autre part, la possibilite de conclure des accords 
lnternationaux de reconnalssance et de mlse sur le marche 
des medlcaments d'une portee beaucoup plus large que 
ceHe prevue par !'Initiative populaire, car alle n'est pas liml­
tee aux pays limltrophes, mais ouverte a tous les pays avec 
lesquels la Sulsse pourrait conclure des accords internatio­
naux. II ne s'aglt pas, comme le prevolt l'lnltlatlve populalre, 
d'une reconnalssance unilaterale, mals cl'une reconnals­
sance basee sur des accords internatlonaux qul donnent les 
mAmes avantages aux prodults pharmaceutlques mls au 
polnt en Sulsse et beneflciant d'une autorlsatlon dans notre 
pays, concernant leur mlse en vente dans les pays qul 
auralent conclu un accord avec la Sulsse. 
3. La llmltatlon prevue par !'initiative populalre est slnon con• 
tralre, du molns suJette a cautlon au regard des accords que 
la Sulsse a slgnes, car eile cree des Hens prMlegies avec 
certains pays au detrlment d'autres pays. 
4. Un accord est intervenu entre l'OFAS et l'industrle phar­
maceutlque pour dlmlnuer le prlx des speclalltes medlcales 
mlses sur le marche entre 1955 et 1984, qui a aboutl a une 
forte balsse des medlcaments dans certalns domaines. II se 
base d'allleurs sur des accords qul ont eu lleu dans d'autres 
pays. 
5. La balsse des prlx consecutlve a une admlssion sans 
autorisation raste aleatoire, car alle pourralt Atre confisquee 
par !es lntermedlalres, en particuller par les lmportateurs. 
L!inltlatlve ne dlt rlen sur le röle des lmportateurs dans ce do­
malne-lä, et on pourralt tres bien envlsager que toutes les 
baisses de prlx qui pourraient resulter de l'acceptatlon de 
l'inltiatlve soient en fait confisquees par les intermedlalres. 
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II y a lleu d'ajouter trols elements de fond. D'abord, II est 
lnutlle de rappeler l'lmportance de !'Industrie pharmaceutl­
que dans notre pays, sa posltlon de polnte en mattere de 
recherche fondamentale et i'l quel point alle est importante 
pour l'economle de notre pays. Ensuite, et c'est peut-etre 
un des arguments las plus sensibles, l'obligation de remet­
tre un generlque constltue une atteinte grave i'l la liberte de 
traltement du medecln et a sa responsabilite therapeutlque. 
Enfln, sans l!ltre un element determinant, l'autorisation ac­
cordee dans notre pays est un facteur de securite qui seralt 
prls en compte dans les accords internationaux, mals qul 
ne l'est pas par !'Initiative populaire. 
Le Conseil federal a decide de presenter un contre-projet 
lndlrect en deux volets a !'initiative. Le premier volet etalt 
constltue par la premlere revlslon partielle de la LAMal qul 
a deJA ete adoptee et le deuxieme par la lol sur les prodults 
therapeutiques. Cette proposition a ete soutenue de Jus­
tesse A la commission du Conseil national, par 10 voix con­
tre 9, mais eile a par contre ete rejetee par le Conseil 
national au motlf qu'une teile dlsposltlon n'a pas sa place 
dans notre constltutlon, par 77 volx contre 71. 
Notre commission vous Jnvlte, A l'unanlmite, i'l recomman­
der de rejeter l'lnitlatlve populaire «pour des medicaments 
a molndre prlx". 
Quant a l'opportunlte d'un contre-projet qul fait l'objet de ia 
propositton de mlnorite Studer Jean, je me permettral d'y 
revenlr quand M. Studer aura developpe ses arguments. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Je n'ai rien A ajouter, 
a ce stade, i'l l'excellente presentatlon qul vlent d'etre falte 
des travaux de la commisslon. Le Conseil federal vous re­
commande de rejeter l'lnltlatlve populaire; las arguments 
ont ete evoques. Las arguments sur lesquels j'almerals 
mettre encore plus partlculierement l'accent sont de deux 
natures tres differentes. 
II y a, d'une part, la liberte therapeutlque, c'est-a-dlre la 
possiblllte pour le medecin de cholsir le medicament qui lul 
paran le plus a. ml!lme de solgner le patlent et, d'autre part, 
l'lmportance de la relation entre medecln et patient qui ne 
peut pas &tre llmltee par une obligatlon de substltutlon et 
par un choix opere par les assurances-maladle d'une offre 
restrelnte de medicaments. II ne faut pas melanger les gen­
res. C'est a. l'administratlon qu'II convient de dresser la liste 
des medlcaments rembourses par l'assurance-maladle 
obligatoire, et ensulte, c'est au medecln de cholslr. A cela 
s'ajoute la posslblllte que vous avez blen voulu lntrodulre 
dans la LAMal, qui peut jouer ie rOle d'un contre-projet lndl­
rect, par le bials de l'article 52a sur la nouvelle remunera­
tlon des pharmaclens. En l'occurrence, II ne devralt pas y 
avolr d'incitatlons negatives dans la mesure ou les pharma­
ciens seralent Interesses a vendre le medlcament le plus 
eher, mais au contralre a creer un lnteret. une lncltation a. 
une substltutlon, le tout reposant, dans ca cas, sur Ja rela­
tlon triangulalre pharmaclen-medecin-patient, et non pas 
sur un automatlsme de nature administrative ou sur des 
cholx des caisses-maladle. 
La deuxleme element sur lequel J'almerals rnettre l'accent, 
c'est qua la proposltion de !'initiative populaln:t11ous obllge­
rait a violer des engagements internatlonaux qua nous 
avons pris et des prlnclpes generalement reconnus. Nous 
ne pouvons pas, a l'epoque de la clause de la natlon la 
plus favorlsee, dlre: «nos quatre volslns, nous les traltons 
autrement que le raste du monde ... C'est une contradlctlon 
majeure par rapport ä un prlncipe fondamental. II est clalr 
qua nous ne pourrions pas tenlr cette posltlon et que, ne 
pouvant pas la tenir, toutes las questions llees ä la securite 
se posent en d'autres termes que s'II ne s'aglssalt qua de 
voir si las procedures des pays volslns correspondent aux 
nOtres, ce que je ne mettral pas a priori an doute. 
Dans Ie cadre de la LAMal, nous avons decide d'ameliorer 
Ia positlon des pharmaclens dans le cholx des medica­
ments. Par allleurs, nous avons pris certalnes decisions 
contre l'lndustrle pharmaceutlque, mals qui lui permettent 
d'lmposer une reductlon des prix lmportante pour les an-
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clens medlcaments. Nous avons aussi la dlscusslon, dans 
le cadre de la loi sur les agents therapeutlques, sur le type 
d'lmportations paralleles que nous sommes prets ä autorl­
ser dans notre pays. II est clair que le Consell federal, 
jusqu'a present, et J'al eu l'occaslon de l'exprlmer encore 
recemment, part de l'idee qu'une protectlon par le brevet 
du travail de recherche qul a ete prealable ä la mlse au 
polnt d'un medlcament mertte d'&tre malntenue, alnsl que 
las reductlons d'autorite des prlx des medlcaments qul ne 
sont plus proteges par un brevet, et la posslbllite d'importa­
tions paralleles pour des medlcaments qul ne sont plus 
sous brevet. C'est cette solutlon qua le Conseil federal en­
visage, et non pas la levee de cette protectlon en elle­
ml!lme. 
Permettez-mol, ä ce propos - nous aurons encore souvent 
l'occaslon d'en parler -, de soullgner qua, dans le cas des 
medlcaments, cette protectlon des brevets est plus brave 
que pour d'autres prodults, dans la mesure ol'.J entre le mo­
ment ol'.J un brevet est demande et le moment ol'.J II y a mlse 
sur le marche du medlcament, et an partlculler acceptation 
de le volr rembourse par l'assurance soclale, le temps ast 
toujours long. Cette protectlon n'est donc qu'une protection 
de !'ordre de hult ans ä peu pres sur le marche, sl j'essale 
de faire une moyenne. 
Voilä donc las domalnes dans lesquels nous pouvons re­
pondre aux objectlfs generaux et, s'ils restalent generaux, 
nous pourrlons nous y rallier aussi en ce qul concerne !'Ini­
tiative populaire. Lä aussl, c'est dans le detall, c'est dans 
las proposltlons concretes qua se trouvent effectlvement 
les difficultes et les ralsons pour lesquelles nous vous pro­
posons le rejet de cette Initiative. 
Dans ses travaux preparatolres, le Conseil federal a ete 
clalrement d'avls qu'II ne devalt pas etre necessaire 
d'opposer un contre-projet dlrect a l'lnltlatlve populalre, 
mals qu'un contre-projet indirect etalt effectlvement 
suffisant. Sur-ce plan-lä, la questlon qul va se poser a. votre 
Chambre sera certalnement celle de savolr si vous sou­
haltez suiVre le Conseil national ou non dans sa volonte de 
lui opposer un contre-projet. En ce qui nous concerne, le 
Conseil federal malntlent !'Idee que cela n'est pas neces­
salre. 
J'espere que vous pourrez suivre !es propositlons de la 
majorlte de votre commlsslon et le Conseil federal en ce 
qul concerne le contre-projet. 

Eintreten Ist obl/gatorlsch 
L:entree en matJjre est acqulse de pleln drcit 

Bundesbeschluss Ober die Volksinltlatlve «filr tiefere 
Arznelmlttelprelse» 
Arr6te federal concemant l'lnltlaUve populalre «pour 
des medlcaments a moindre prlx» 

Detailberatung - Examen de dfjtai/ 

Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de /a aomm/sslon 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art.1a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 

Minderheit 
{Studer Jean) 
Abs.1 
Gleichzeitig wird Volk und Ständen ein Gegenentwurf der 
Bundesversammlung zur Abstimmung unterbreHet 
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Abs.2 
Die Bundesversammlung schlägt vor, Artikel 117 der Bun­
desverfassung vom 18. April 1999 durch einen neuen Ab­
satz 3 mit folgendem Wortlaut zu ergänzen: 
Art. 117 Abs. 3 
Im Rahmen der obligatorischen Krankenversicherung Ist bei 
glelchwertlgen Arzneimitteln das preisgünstigste abzuge­
ben. 

Art.1a 
Proposition de la commisslon 
Maforlte 
Rejeter la proposltlon de la mlnorfte 

Minorlte 
(Studer Jean) 
Al. 1 
En mAme temps, un contre-projet de !'Assemblee federale 
est soumls au vote du peuple et des cantons. 
Al.2 
L'.Assemblee federale propose de completer l'artlcle 117 de 
la Constltutlon federale du 18 avrll 1999 par un nouvel allnee 
3 dont le llbelle est le suivant 
Art. 117 al. 3 
Dans le cade de l'assurance-maladie obligatoire, lorsque 
des medicaments sont equlvalents, les patients se verront 
remettre le medlcament le meilleur marche. 

Studer Jean (S, NE): Nous l'avons deja dlt, la malson Dan­
ner a le chic pour donner de tres mauvalses reponses a de 
bonnes questlons. Alnsl, II etait vral que le traitement des 
Initiatives populalres par le Parlament etalt trop lang, mals la 
solutlon Danner, qul a heureusement ete rejetee en votatlon 
populalre le 12 mars demler, etait vraiment excessive. II 
n'empAche, le Parlament a sentl le danger venlr, et II a mo­
dlfle la lol pour raccourclr les delais anterieurs. 
Le prlx des medlcaments dans notre pays est aussl une 
banne questlon. On admet que les medlcaments sont dans 
l'ensemble de !'ordre de 10 pour cent plus chers que dans 
les pays avoisinants, et pour certalns medicaments 30, 
voire 50 pour cent, volre encore beaucoup plus chers, no­
tamment pour des medlcaments souvent utilises. C'est non 
seulement une banne questlon, mais c'est une question im­
portante. Le marche des medlcaments en Suisse gen"re un 
chiffre d'affalres de 4,5 mllllards de francs par an. Et par an, 
II y a 180 mllllons d'emballages vendus en Sulsse, ce qul falt 
quand mAme, par habltant et par annee, 30 emballages. II 
s'agit donc d'une questlon lmportante saus deux aspects: 
c'est une questlon importante qul tauche dlrectement beau­
coup de citoyennes et de cltoyens, mals c'est aussl une 
question lmportante pour d'eventuelles grandes maisons de 
distrlbution, qul peuvent avolr un interAt evident a obtenir 
l'aval du peuple pour une Initiative qul a la mAme teneur que 
celle dont on debat aujourd'hui et qui, a l'egard de cet inte­
rAt, a aussi des investlssements de propagande a faire a 
hauteur de l'lmportance du chiffre d'affaires potential. 
Nous partageons l'avls que, sur ce point aussi, la solution 
Danner est excessive. Mals mAme excesslve, alle raste tr"s 
attractlve, d'autant plus attractlve que ses charmes ne sont 
pas esthetlques, mals qu'lls sont sonnants et trebuchants, 
et on salt que les avantages sonnants et trebuchants, 
comme d'allleurs les desavantages sonnants et trebu­
chants, sont souvent tres convalncants en votatlon popu­
laire. 
Pour rejeter de tels avantages, il ne nous parait pas qu'II 
suffise de dlre qu'lls sont excesslfs, II taut offrlr autre chose, 
et c'est blen la l'objectif politique du contre-projet. 
Cette reflexion, Mme la rapporteure nous l'a dit, etalt deja 
celle de la majorlte de la commisslon du Conseil national. 
Je vous lnvlte a la faire vötre. Ce que propose le contre-pro­
jet est slmple: lorsque des medicaments de la liste speclale 
sont equlvalents, c'est le mellleur marche qul doit Atre re­
mis. Cela a deja ete dit, cette substitution n'est pas une nou­
veaute, nous avons lntrodult un nouvel article dans la LAMal 

qui offre cette possibilite aux pharmaclens, sauf prescription 
contraire du medecln. 
En introdulsant cette posslblllte, le Par1ement a montre avec 
raison qu'on pouvait accorder aux pharmaciens la mAme 
confiance qu'aux medecins. Les solutlons pratlques sont 
deja en place depuis un certaln temps, saus forme d'annota­
tlons sur l'ordonnance dellvree par le medecln. Le pharma­
clen connait rapldement son avis et, par consequent, les 
possibilites ou non de substitution. 
D'aucuns ont consldere que l'equlvalence des medlcaments, 
tel que le propose le contre-projet, seralt une notlon trop 
flaue pour figurer dans un texte constltutionnel. Cette cr1ti­
que ne nous parait pas fondee. Un medlcament est equiva­
lent a un autre lorsque tous deux sont susceptibles 
d'apporter a un patient determlne le resultat qul est medlca­
lement recherche. II m'apparait que, de la mAme manl"re 
que nous l'avons fait pour l'artlcle 52a LAMal, on peut accor­
der Ja mAme conflance aux pharmaclens pour apprecler 
l'equivalence, une equlvalence qul peut Atre, sans autre, ad­
mlse avec les mAmes facilites pratlques que celles deja en 
place pour la posslblllte de substltutlon. 
II a ete dlt que cette obligation de substltutlon serait ressen­
tle comme une Intrusion excesslve dans la relatlon therapeu­
tique entre le medecln et le patlent. II taut admettre que la 
relatlon therapeutique ne se limite pas a ce couple, mais est 
bien tr1angulaire et lmpllque forcement le pharmaclen, et que 
par consequent c'est ensemble que ces trols partenalres 
dolvent apprecler ce qui convlent le mleux, sans que l'avis 
de l'homme de l'art qu'est le pharmacien pulsse Atre juge 
comme une Intrusion excesslve. 
Volla les ralsons pour lesquelles, afln d'eviter un succes en 
votation populalre de cette Initiative - ou le r1sque en taut 
cas d'un succes - je propose a votre Conseil d'accepter ce 
contre-projet, afln de rassurer le corps electoral sur les argu­
ments «sonnan~ et trebuchants» que ne manquera pas de 
developper avec force publlclte la maison Danner. 

Saudan FranQOise (R, GE), pour la commlsslon: Je repren­
dral les quatre points souleves par M. Studer. II est vrai, et 
c'est inconteste, que les medlcaments sont en moyenne 
plus chers en Sulsse qu'a l'etranger. A cela, les contre-argu­
ments sont connus. On peut prendre un autre exemple, 
Monsieur Studer. On sait pertlnemment que si nous voulons 
acheter une volture allemande en Sulsse, nous la payerons 
plus eher que si nous allons l'acheter en Espagne et que 
nous l'lmportons. Je vous donne cet exemple concret pour 
vous montrer qu'll y a un llen tres etrolt entre le niveau de vie 
d'un pays et les pr1x exlges en matl"re de biens et de servl­
ces. 
Un de vos exemples m'a troublee et m'a rappele une etude 
que je viens de lire. II est taut a fait exact que les Sulsses 
consomment en moyenne 30 emballages de medlcaments 
par personne et par annee, ce qul veut dire que certalns dol­
vent en consommer 60 ou 90, pulsque j'en consomme tres 
peu pour ma part. C'est une moyenne inquietante. Mals Je 
me souvlens d'une autre etude que j'al lue, falte aux Etats­
Unis et totalement flable, qul montre que 47 pour cent des 
medlcaments prescrits ne sont pas consommes. Cette etude 
taut a falt serieuse m'a interpellee parce qu'elle a ete falte 
saus l'eglde d'une organlsation amer1calne. t:argument est 
neanmoins vrai, nous l'avons reconnu en commlsslon, et 
nous soutenons en particulier l'action de l'Offlce federal des 
assurances sociales et les contacts avec l'lndustrle pharma­
ceutique pour arr1ver, dans notre pays, a une moderatlon 
dans ce domalne-la, mais sans mettre en danger ladite In­
dustrie. 
L:lnltiatlve, vous l'avez dit tres justement avec sa formule 
«sonnante et trebuchante», peut avolr beaucoup d'attralt 
pour les citoyens. Mais je me demande sl, dans un domalne 
qul est totalement personnel et irrationnel, cet element seraft 
vralment determinant. En effet, !'Initiative lntervient quand 
mAme, et aussi le contre-projet qui est beaucoup plus mo­
dere, dans un domalne ou, comme l'a dlt Mme Drelfuss, 
conseill"re faderale, et je le rep"te parce que c'est un argu-
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ment qul me semble essentlel, c'est la relatlon de confiance 
entre le praticlen et son patlent qul prime. 
J'enchaine sur votre trolsieme argument Vous nous dltes 
qu'II faut remplacer les preparatlons originales par des medl­
caments equivalents. Je n'en suls pas sOr, Monsieur Studer, 
parce que seul le medecln connalt exactement l'etat de 
sante de son patlent. C'est donc au medecln ou par d'autres 
moyens qu'II faut arrlver a. une prise de consclence. 
D'allleurs, certalns medeclns se sont exprlmes et ont dit que 
la force de l'habltude est tres souvent un freln a la prescrip­
tlon, solt de generlques, solt de medlcaments meilleur mar­
che. Pour des ralsons de securlte et parce que je pense que 
sl nous arrlvlons a renforcer la relatlon de confiance entre le 
medecln et le patlent, c'est a ce nlveau-la et an rendant les 
medecins consclents des enJewc a terme pour notre sys.. 
teme de sante qu'on pourralt certalnement obtenlr une ao­
tlon plus efficace. 
Concernant votre dernler argument, les chances de succes 
de !'initiative, J'al moins d'lnquietude que vous pour les ral­
sons que Je vlens d'lndlquer, mals Je ne peux pas rejeter vo­
tre argument, parce qu'il y a un rlsque potentlel. Dans ce 
domaine, vous le savez, il y a une espece de croyance popu­
lalre qul dlt que plus c'est eher miewc c'est, et que le dernier 
medicament est lnflniment plus efficace que les anclens me­
dicaments. 
Ce qul me gäne, c'est qu'avec ce type de mesures II y a un 
effet pervers, en ce sens que les gens qul ont les moyens de 
s'offrir les dernieres speclalltes a n'lmporte quel prlx dlront: 
«Mol, que ce solt rembourse ou pas, Je veux ce medlca­
ment» Ce qul pourralt avolr des consequences potentlelles 
qul peuvent amener a ce que je cralns enormement une 
medecine a deux vltesses. 
Personnellement, je suls assez contente que le Conseil fe­
deral se rallle a notre posltlon. Je comprends vos soucls 
parce que nous les partageons tous. Mals dans ce domalne­
la, ce dont nous avons absolument besoln, et Mme Dreifuss, 
conselllere federale, va peut-fltre dire que Je me repete, c'est 
d'une strategle globale en matlere de maltrlse des coOts de 
la sante, et non pas de mesures ponctuelles dont on attend 
monts et mervellles et qul, en definitive, f en suls persuadee, 
ne porteront pas les frults que nous attendons d'elles. 

Berger Mlchele (R, NE): Personnellement, j'appuleral les 
propos de Mme Saudan et de Mme Dreifuss, conselllere fe­
derale. Je souhaite aussl que nous soutenlons la declslon 
du Conseil national et le projet du Conseil federal, et non la 
proposltlon de minorite. La posslblllte de substltutlon axlste 
deja dans la LaMal a l'article 52a; nous avons donc la possl­
blllte de le faire. II ne faut pas qu'il y ait une obllgatlon de 
substitutlon, mals II faut que cette posslbilite existe, et nous 
l'avons deja. 
Ce que nous demandons au Conseil federal, si nous ne vou­
lons pas de contre-projet a cette Initiative, c'est d'lnformer et 
de bien lnformer la populatlon sur les consequences de 
cette Initiative. II est facile de le faire avec les allneas que 
comporte l'initlatlve. Le premler conceme l'lndustrle pharma­
ceutlque en Sulsse. Nous savons que nous en avons besoln, 
et nous savons qu'elle finance la recherche en Suisse. SI 
nous dlmlnuons les coats des medlcaments, il faudra blen fi­
nancer, par un autre blals, la recherche en Sulsse; et ce se­
ront les collecilvltes publlques qui devront payer. II y a aussi 
des pertes d'emplol qul sont llees a cet ettet 
Le deuxleme alinea concerne les generlques, oCJ on de­
mande qu'un medlcament vendu soit remplace par un gene­
rlque. Mais tous les generlques ne sont pas bons. II n'est 
pas honnäte non plus de se fixer simplement sur le prix du 
medicament. II faut avant taut conslderer le rapport quallte/ 
prlx du medlcament Donc, tous les generlques ne sont pas 
bons. On ne peut pas d'offlce remplacer un original par un 
generlque. Aujourd'hul, II arrlve tres souvent qu'un anclen 
medlcament soit mellleur marche qu'un generlque. On seralt 
donc perdanl 
Le dernier allnea est en contradiction avec le deuxleme all­
nea. Les prestatalres de medicaments sont tenus de satls-
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faire a l'ordonnance. II exlste un llen que nous pouvons 
etablir, des conventlons que nous etabllssons avec des pres­
tataires de soins, entre medecins et pharmaciens, qul 
d'apres cette conventlon peuvent substltuer un original a un 
generique s'il a un meilleur rapport qualite/prlx. 
Ce que J'almerals aussl dire: pourquol les medlcaments 
sont-ils chers en Sulsse? Parce qu'ils sont dOs a l'lnnova­
tlon. Les demlers medlcaments sont tous lssus de nouvelles 
technologles. Dewc medlcaments qui sont sur le marche de­
puls une annee occupent deja. le 15 pour cent du marche en 
Suisse; en un mois, on passe de zero a. 1 milllon de francs. 
Volla pourquol les medlcaments sont chers. Et qul demande 
ces medlcaments? Ce sont les consommateurs comme les 
prestatalres de solns. 
Je crols qu'll faut relatlvisler les choses. Je demande au 
Conseil federal de donner des explicatlons tres clalres, pre­
cises, sur les enjeux qui seront consequents en cas d'accep­
tation de cette initiative. 
C'est pourquol Je demande de reJeter la proposltion de mlno­
rlte et de soutenlr le projet du Conseil federal, c'est-a-dire de 
ne pas opposer de contre-projet a !'Initiative populalre mals 
de la rejeter. 

Drelf\iss Ruth, conseillere federale: Je fals les remarques 
sulvantes au sujet de la proposltion de mlnorite Studer Jean. 
M. Studer a clalrement avoue que c'etait pour lul un argu­
ment qu'il souhaltait avolr dans la campagne pour montrer -
non pas par le blals de petites modlflcatlons dans differentes 
lols, mals dans un artlcle constitutlonnel - a quel polnt nous 
prenons tous au serleux 1a difficulte de maltrlser les coats. 
Cette proposltion rlsque d'etre reconnue pour ce qu'elle est, 
c'est-a-dlre quelque chose qul n'apporte pas reellement de 
solution au probleme. Pourquol? La proposltion presentee 
vise a remplacer automatlquement et de faqon obllgatolre 
une preparatlon orlglnale par un medlcament equlvalent SI 
quelqu'un voulalt vralment le medlcament original II devrait 
payer la difference, c'est ce que prevolt aussl l'inltlatlve po­
pulalre. 
En fait, cela ne conceme que les medlcaments qui ne sont 
plus proteges par un brevet En effet, tant qu'II y a protectlon 
au moyen d'un brevet, vous ne pouvez pas fabriquer de ge­
nerlques; vous ne pouvez pas proposer un medlcament qul 
solt vralment equivalent. Vous pouvez dlre: «Nous ne vou~ 
Ions pas les nouveaux medicaments, et nous considerons 
comme equlvalent un anclen medlcament qul falsait aussl 
l'affalre Jusqu'a present.» A mon avls, cela seralt une Inter­
pretation abusive du terme «equlvalent». S'II a pu etre re­
connu comme nouveau medicament, s'il a pu etre brevete, 
s'II est sur 1a liste des speclalltes, c'est parce qu'II apporte un 
plus. Donc, nous sommes uniquement dans le domalne des 
vieux medlcarrients qui ne sont plus proteges par un brevet. 
La, Je crols que nous avons les moyens de modlfier la situa­
tlon actuelle, c'est-a-dlre de stlmuler le remplacement par 
des generiques ou de faire presslon sur le prix de ces medl­
caments, parce que leur prlx etalt trop eleve jusqu'ä present. 
C'est donner le sentiment qu'on fait un pas en dlrection de 1a 
population, mals sans rien lul offrlr de vralment «griffig», 
comme dlsent nos compatrlotes d'outre-Sarlne. 
II vaudralt mieux affronter clairement l'lnitiatlve - comme 
vous le dltes sl blen, la mauvalse reponse ä une banne 
question que propose !'Initiative populaire - et montrer que 
c'est au contralre dans le respect des dlfferents partenalres 
du systeme de sante, mais avec une volonte clalre de maitrl­
ser les coats, que nous repondrons a ce probleme, et non 
par un artlcle constlMionnel qul ne peut pas tenir les pro­
messes qu'il fait implicitement 
Ce qui est important, c'est de velller a ce que de nouveaux 
medlcaments apportent effectivement des plus. Peut-fltre 
avons-nous, la aussl, a demander a l'industrle pharmaceutl­
que de consacrer plus de moyens a la vrale recherche, et un 
peu molns a la creatlon de medicaments dont l'avantage 
therapeutlque nouveau est relatlvement faible. Nous avons 
aussl ä lui demander d'accepter le fait que, sl nous prote­
geons un medlcament a cause de son contenu de recher-
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ehe, vlent un moment ou II tombe dans le domaine publlc et 
ou nous devons velller solt a ce qua las prix solent drastlque­
ment balsses et deviennent absolument comparables avec 
las autres prlx europeens, solt a ce qua ces medlcaments 
solent coples. Nous pouvons alors contröler la qualite de ces 
coples, et cela est posiffl. 
Juste en passant, une remarque amusante et amusee: vous 
savez qua nous avons lntrodult, pour faire presslon sur las 
prix des anclens medlcaments, ceux qul ne sont plus 
proteges, la comparalson avec trols pays europeens. Je 
crols qua nous avons mAme ete las premlers a l'lntroduire 
dans l'ordonnance en dlsant qua nous prenons comme 
reference las prlx allemands, danols et hollandals pour 
determiner quel prix dolt avolr le medicament apres sa 
phase d'introduction sur le marche suisse. Ce qul est amu­
sant dans ce domaine, c'est qua cela a ete repris par toute 
une serle d'autres pays europeens. J'ai rencontre recem­
ment des collegues mlnlstres de la sante qul dlsent «Mais 
oui, nous aussl, on se cholslt nos pays de reference.» Ce 
qu'il y a d'amusant, en outre, c'est qua las Pays-Bas vien­
nent de le faire, et comme lls ont choisl des pays dont las 
prix sont plus bas qua las leurs, parce qu'lls poursuivent le 
mAme but qua nous et qua la Hollande est pour nous une re­
ference a travers son mecanisme de f1Xation des prlx, nous­
mAmes, nous sublssons actuellement une plus grande pres­
slon a la baisse. Je trouve interessant de voir qua la plupart 
des pays ont choisl des mecanismes proches et semblables 
pour parvenir en falt au mAme but, c'est-a-dlre qua l'on 
protege las medlcaments au moment de leur lntroductlon 
sur le marche, en etant severe, exlgeant quant au plus 
therapeutlque; puls, une fols qua ces medicaments ont 
passe cette relative brave periode de protectlon, alors on se 
dolt d'exercer une pression drastlque sur las prix. Je vous re­
mercle de m'aider a le faire, parce qua cela releve ensulte 
du domalne de l'ordonnance ou de la decislon du departe­
ment, et qu'II faut qu'on alt votre soutien pour pouvolr dlre a 
l'lndustrle pharmaceutlque: «Vous avez quelque chose de 
blen. Vous nous avez apporte quelque chose de favorable 
sur le plan de la sante. Vous en avez tlre beneflce, malnte­
nant c'est tombe dans le domafne public et cela dolt Atre bon 
marche.» 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .••. 29 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 5 Stimmen 

Saudan FranQOlse (R, GE), pour la commlssion: Etant don­
ne qua nous nous sommes rallles a la declslon du Conseil 
national et qua nous n'entrons pas dans la vole d'un contre­
projet, nous sommes presses par las delals lmperatifs de 
prise de posltlon sur l'initlative populaire; j'attlre donc votre 
attentlon sur le falt qua la votatlon finale lnterviendra de­
main, afin de respecter strlctement las delais qua nous nous 
sommes donnes nous-mämes en mattere de traltement des 
Initiatives. 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Studer Jean) 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die 
Initiative abzulehnen und den Gegenvorschlag anzuneh­
men. 

Arl2 
Proposition de Ja commission 
Majoritl4 
Adherer a Ja declslon du Conseil national 
Minoritl4 
(Studer Jean) 
~Assemblee federale recommande au peuple et aux can­
tons de rejeter !'Initiative et d'approuver le contre-projet. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adoptl4 se/on Ja proposltion de Ja maforltl4 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 37 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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99.043 

Für tiefere Arzneimittelpreise. 
Volksinitiative 
Pour des medicaments a molndre prix. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vota final 
Botschaft des Bundesrates 12.05.99 (BBI 1999 7541} 
Message du Conse0 Mderal 12.05.99 (FF 1999 6813) 
Natlonall'at/Consell natlonal 13.03.00 
Natloruwat/Conseß nlltlonal 20.03.00 
ständenat/Consell des Etats 07.05.00 
Nationalrat/Conseil national 08.06.00 
ständerat/ConseU des Etats 08.06.00 

Bundesbeschluss über die Volkslnitlatlve «fQr tiefere 
Arznelmlttelprelse» 
Arrete federal concemant l'lnitlatlve populalre «pour 
des medlcaments a moindre prlx» 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Frau Sommaruga 
möchte im Namen der SP-Fraktlon noch eine Erklärung ab· 
geben. 

Sommaruga Slmonetta (S, BE): Die Kosten fOr die Medika­
mente sind im letzten Jahr um 7 Prozent gestiegen. In kei­
nem anderen Bereich des Gesundheitswesens haben wir 
solche Kostensteigerungen gehabt. Wir haben rNar in das 
Hellmlttelgesetz minimale Massnahmen zur Kostendämp­
fung bei den Medikamenten eingebaut, aber dort, wo echte 
Einsparungen möglich wären, sind wir heute nicht weiter. Im 
Gegenteil: Wir stehen ohne Gegenvorschlag da, und der 
Bundesrat hat In seinem Bericht zu den Parallelimporten 
kein Zeichen gesetzt, dass er bereit Ist, das wettbewerbs­
feindllche Verbot von Parallellmporten aufzuheben. 
Auch wenn die Arzneimittel-Initiative gewisse Mängel auf­
weist, wird sich ein Tell der SP-Fraktlon der Stimme enthal­
ten. Falls bis zur Volksabstimmung über die Initiative keine 
Schritte in Richtung Kostendämpfung elngeleltet sind, wird 
die SP die Initiative nicht aktiv bekämpfen. 

Abstimmung - Vote 
(mamentllch - nomlnatlf: Beilage - Annexe 99.043/570) 
Für Annahme des Entwurfes ..•. 76 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Ich wünsche Herrn 
Bundespräsident Ogi einen guten Flug In den Norden. Er 
nimmt am offiziellen Tag der Schweiz an der Expo in Hanno­
ver teil und wird damit zum Botschafter der Schweiz Im Nor­
den Deutschlands. 

Schluss der Sitzung um 12.10 Uhr 
La seance est levt§e a 12 h 10 

Sjuln 2000 
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99.043 

Für tiefere Arzneimittelpreise. 
Volkslnitiative 
Pour des medlcaments a moindre prix. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundemates 12.05.99 (BBI 1999 7541) 
Message du Conseil fetKlral 12.05.99 (FF 1999 6813) 
Natlonalra!/Consefl national 13.03.00 
Natlonalrat'Consell national 20.03.00 
S!Anderat'Conaell des Etats 07 .06.00 
Natlonaltat/Consell national 08.06.00 
Ständera!/Coll$80 des Etats 08.06.00 

flif 
313 

Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative ccfQr tiefere 
Arznelmlttelprelae» 
Arrete federal concemant l'lnltlatlve populalre ccpour 
des medlcaments a molndre prlx» 

Abstimmung - Vote 
FOr Annahme des Entwurfes .... 36 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Schluss der Sitzung um 08.35 Uhr 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ao 
99.0043_1 

Ref.0298 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Für tiefere Arzneimittelpreise" 
Objet: Arräte federal concemant !'initiative populaire 'Pour des medicaments a moindre prix' 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 20.03.2000 15:16:03 

AeoDliWartmann + S ZH Fahr Hans + V ZH 
Aeschbacher 0 E~ Fehr Hans-Jüra + s SH 
Antille + R vs Fahr Jacaueline + s ZH 
Baader Casoar • V BL Fehr Lisbeth • V ZH 
Bader Elvlra + C so FehrMario + s ZH 
Banga + s so Fetz . S BS 
Banaerter • R BE Ascher-Seengen + R AG 
Baumann Alexander + V TG Föhn + V sz 
Baumann Ruedl + G BE Freund + V AR 
Baumann Steohanle + s BE FrevClaude + R NE 
Back + L VD FrevWalter • V ZH 
Berberat 0 S NE Gadient • V GFi 
Bemasconl + R GE Galli . C BE 
Bezzola + R GF Garbani + s NE 
Blaaer + V SG Gendotti + R Tl 
Bfgnasca . • Tl Genner + G ZH 
Binder + V ZH Glezendanner + V M 
Blocher • V ZH Glasson + R FR 
Borer • V SC Glur + V AG 
Bortoluzzi + V ü1 Goll + s ~ 
Bosshard + R ZH Gonseth + G BL 
Brunner Toni + V SG Grobet . s GE 
Buanon • V vc Gross Andreas + s ZH 
BQhlmann + G LU GrossJost + s !I"G 
BQhrer + R SH Guisan + R VD 
Cavalll 0 $ Tl Günter + s BE 
Chaoouis + s FR Gutzwlller + R ZH 
Chevrier + C vs Gvsin Hans Rudolf + R BL 
Chiffelle • s IVD Gvsin Remo . s BS 
Christen + R IVD Haering Binder + s ZH 
Cina + C vs Haller + V BE 
Cuche + G NE Hämmerte + s ~R 
de Dardel + s GE Hassler • V (3fl 

Decurtins + C GF Heberlein + R ZH 
Dormann Rosemarie + C LU Heaetschweller + R ZH 
Dormond Marlvse + s VD Helm + C sa 
Dunant + V BS Hess Berhard + - BE 
Dupraz + R GE Hass Peter + C IZG 
Durrer + C ~ HessWalter + C SC, 

Eberhard + C sz Hofmann Urs + s M 
Eaerszeai + R 11.G Hollenstein + G SG 
Eaalv . L BE Hubmann + s ZH 
Ehrler • C 11.G lmhof + C BL 
Engelberger . R ~ Janiak + s BL 
Estermann + C LU Joder + V BE 
Evmann + L BS Jassen + s vs 
Fasel + G FR Jutzet + s FR 
Fässler + s SG Kaufmann + V ZH 
Fattebert + V VD Keller Robert + V ZH 
Favre + R IVD Koch + s ZH 

Kofmel 
Kunz 
Kurrus 
Lachat 
Lalive d'Eplnay 
Laubacher 
Lauoer 
Leu 
Leuteneaaer Hafo 
Leuteneaaer Susann 
Leuthard 
Loepfe 
Lustenberaer 
Maillard 
Maitre 
Marietan 
MartiWemer 
Masnoli 
Mathvs 
Maurer 
Maury Pasquler 
Meier-Schatz 
Menetrev Savarv 
Messmer 
Meyer Therese 
Möraeli 
Muanv 
MQller Erich 
Müller-Hemmi 
Nabholz 
Neirvnck 
Oehrll 
Pedrina 
Pelll 
Pfister Theoohil 
Polla 
Raggenbass 
Randeaaer 
Rechstelner Paul 
Rechsteiner-Basel 
Rennwald 
Riklln 
Robbiani 
Rossinl 
Ruev 
Sandoz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 
SchlQer 

+ Ja/oul/sl 
nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R SC 
+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R sz 
+ V LU 
+ C FR 
• C LU 
+ RZG 

e+ s BL 
+ C AG 
• C Al 
+ C LU 
+ s VD 
• C GE 
• C vs 
+ s GL . • Tl 
+ V AG 
• V ZH 
+ s GE 
+ C SG 
+ G VD 
+ R TG 
+ C FR 
• V ZH 
+ G BE 
+ R ZH 
+ s LH 
+ R ZH 
+ C VD 
• V BE 
+ s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L BE 
• C TG . R BS . s SG 
+ s BS 
+ s IU 
+ C ZH 
+ C Tl 
+ s VS 
+ L vc 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG . L NE 
+ V 2H 

o enth. / abst / ast # Der Präsident stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Graupe / Gruppo C D F G L R s 
Ja/ oul/ si 149 Ja/ oui / sl 26 0 0 10 4 36 43 
nein / non / no 0 nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 
enth. / abst / ast 6 enth. / abst. / ast 0 0 0 0 0 0 4 
entschuldigt/ excuse / scusato 44 entschuldigt/ excuse / scusato 9 0 0 0 2 7 5 

Bedeutung Ja / Signiflcation de oul: 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: 

SchmidOdllo 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Seiler Hanspeter 
Slearist 
Simoneschl-Cortesl 
Sommaruga 
Soeck 
Solelmann 
Souhler 
Stahl 
Stamm Luzi 
Steineaaer 
Steiner 
Strahm 
Studer Helner 
Stumo 
Suter 
Teuscher 
Thanel 
Theiler 
Tlllmanns 
Trioonez 
Tschäooät 
Tschuppert 
Vallendar 
Vaudroz Jean-Claud 
Vaudroz Rene 
Vermot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 
Walter Hansiörg 
Wandfluh 
Wasserfallen 
Welgelt-
Weyeneth 
Wldmer 
Widrig 
Wiederkehr 
Wrttenwiler 
Wvss Ursula 
Zieh 
Zanettl 
Zaofl 
Zbinden 
Zisvadis 
Zuoolaer 
Zwvaart 

E V . 
1 26 3 
0 0 0 
2 0 0 
2 17 2 

+ C vs 
• V BE . R BE 
0 S VD 
# V BE 
• V AG 
+ C Tl 
+ s BE 
• V AG 
+ · BE 
• V TG 
• V ZH 
• R M 
• R UF 
+ R SC 
0 S BE 
o E AG 
+ s AG 
* R BE 
+ G BE 
+ s ZH 
+ R LU 
+ s WD 
+ R BE 
+ s BE 
+ R LU 
+ R AR ~· C BE 
+ R VD 
+ s BE 
+ s BE 
+ E BE 
* C SG 
+ V rTG 
+ V BE 
+ R BE 
+ R SG 
* V BE 
+ s LU 
+ C SG . E ZH 
+ R SG 
+ s BE 
+ C AG 
+ s so 
+ C ZH 
+ s AG 
+ . vc 
+ V ZH 
* E BE 
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A, 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatlf 

Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative 'Für tiefere Arzneimittelpreise' 

CONSEIL NATIONAL: 
Proces-verbal de vote 

Objet: Antte federal concernant !'initiative populaire 'Pour des medicaments a moindre prix' 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: Vote final 

Abstimmung vom/Vote du: 08.06.200012:06:10 

Aeooli Wartmann . s ,CH ! Fehr Hans • V ZH ! Kunz + V LU 
Aeschbacher . E ZH Fehr Hans-Jürg 0 S SH ! Kurrus + R BL 
Antllle + R vs Fehr Jacqueline 0 S ZH Lachat . C IU 
Baader Casoar • V BL Fehr Lisbeth • V ZJ- Lslive d'Eolnav + R sz 
BaderEMra + C SC FehrMarlo • s ZJ- Laubecher + V LU 
Banaa 0 S SC Fetz 0 S BS • Lauper 

. C FR 
: Bangerter . R BE Ascher-Seengen + R AG Leu + C LU 

Beumann Alexander . V TG Föhn • V sz Leuteneaaer Halo + R ZG 
Beumann Ruedl • G BE Freund + V AR LeuteneaaerSusann ~ s BL 
Beumann Stephanle 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
Bigger 
Bignasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzl 

i Bosshard 
· Brunner T onl 

Buanon 
Bilhlmann 
Bührer 
CavalU 
Chanouls 
Chevrier 
Chlffelle 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtins 
Donnann Rosemarle 
Dormond Marlvse 
Dunant 

· Dupraz 
Durrer 
Eberhard 
Egerszegl 
EaalV 
Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 

. Evmann 

. Fasel 
i Fässler 
• Fattebert 

Favre 

+ Ja/oui/sl 
= neln/non/no 

. s BE FrevClaude + R ~E • Leuthard 
+ L VD FrevWalter + V ZJ- Loer>fe 
0 s NE Gadlent + V ::if Lustenberger . R GE Galli • C BE Maillard . R GR Garbanl 0 S NE Maltre . V SG Gendotti + R Tl Marietan . • Tl Genner 0 G ZH MartlWemer 
+ V ZH Glezendanner • V L4C: Martl Källn 
• V ZH Glasson . R FR Maspoli 
+ V ::;c.; Glur + V AG Mathvs 
• V ZH Goll + s ZH : Maurer 
+ R a; Gonseth 0 G BL Maurv Pasauier 
+ V ::il.:i Grobet 0 s 0E 1 Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas • s ZH 1 Menetrev savarv 
0 G w GrossJost 0 S G Messmer .. R tiH !Gulsan . R V□ Mever Therese .• 
• s Tl Günter 0 S BE Möraell 
0 S FR Gutzwiller + R iZt, Muanv . C vs Gvsln Hans Rudolf • R BL Müller Erich . s 1/C i Gvsin Remo 0 S BS MOUer-Hemmi . R 1/D Haerlng Binder • s ZH • Nabholz . C vs Haller • V BE i Nelrynck . G NE i Himmerle . s GF Oehrll 
0 s GE i Hassler • V GF : Pedrlna 
+ C GF • Heberlein • R ZH 1 Pell! 
+ C w Heaetschweiler + R 21-i Pfister TheoohU 
+ s vc Heim • C SC Polla 
+ V BS Hess Berhard + • BE Raggenbass 
+ R GE Hess Peter + C ZG 1 Randegger 
+ C V HessWalter • 0 SC: 1 Rechsteiner Paul . C sz ! Hofmann Urs 0 S ~(; · Rechstelner-Basel 
+ R AG i Hollenstein o G SG Rennwald . L GE Hubmann 0 s ~ Rlklln . C AC: lmhof + C BL Robbiani 
+ R V Janlak 0 S BL Rossini 
+ C LU Joder + V BE Ruey . L BS Jassen • s vs Sandoz Marcel 
o G FR Ju1zet 0 S FR Schenk 
0 S SG Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
+ V VD! Keller Robert • V ZH Scheurer Remv . R VD' Kofmel • • R SCJ. Schliler 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ C AC: 

+ C Al 
+ C LU 
+ s VD . C :iE . C vs 
• s GL 
+ s ZH . • Tl . V AG . V 21-' 
0 s GE 
0 C Sc 

io G vc 
+ R rrn . C FR 

!+ V ZJ-. G GI . R ZH . s ZH . R ZH . C IVC 
+ V BE 
• s Tl . R Tl 
+ V SG . L 9E . C TG 
• A Bf 
+ s sc; 
0 s BS 
0 S IU 
• C Zr 
* C Tl 
+ s VSI 
+ L IVD: . R rvo 
+ V BE 
+ V ZG• 
+ L NS 
+ V ZH! 

o enth. / abst. / asl # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
• Gesamt/ Compltte / Tutto Fraktion / Grouoe / Gruppo C D F G L R s 
la/oul/ sl 78 I la/ oul/ sl 16 0 0 0 3 22 7 
nein / non / no o I nein / non/ no 0 0 0 0 0 0 0 
enth. / abst. / asl 38 enth. / abst. / ast 1 0 0 7 0 0 30 
entschuldigt/ excuse / scusato 85 entschuldigt/ excuse / scusato 18 0 0 3 3 21 15 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcatlon de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: 

SchmidOclllo • C vs 
Schmied Walter • V BE 
Schneider • R BE 
Schwaab + s VD 
Seiler Hansceter # V BE 
Siearist • V AG 
Slmoneschi-Cortesl + C Tl 
Sommaruaa 0 S.BE 
Soeck • V AG 

! Solelmann . 
• :iE 

• Souhler + rv TG 
Stahl + V 01 
StammLuzi • R AG 
Stelneaaer + R ui:; 

• Steiner • R SC 
• Strahm • s BE 

Studer Helner • E AG 
Stump :0 s AG 
Suter + R BE 
Teuscher o G BE 
Thanei • s ZH 
Theiler + R w 
Tillmanns 0 $ VD 
Trioonez + R BE 
Tschäooit 0 s BE 

i Tschunnart + R LU 
Vallender • R ~ 
Vaudroz Jean-claud ~· C 3E 

Vaudroz Rene • R i/D 
, Vermot 0 S BE 
1 Vollmer 0 s BE 

Waber Christian + E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hanslörg + V PG 
Wandfluh + V BE 

• Wasserfaßen + R BE 
Weigelt + R 5G 

Weyeneth + V BE 
Wldmer 0 S LU 
Widrig + C SG 
Wiederkehr • E zt, 
Wittenwller + R SC:. 

i Wvss Ursula 0 S BE! 
Zieh + C AG! 
Zanettl 0 s so 
Zaofl + C ZH 
Zblnden • s I\G 
Zlsvadls . • ,vo 
Zunniaer + V!ZH 
Zwvgart . E BE 

E V 1 • 
1 2611 
0 00 
0 010 
4 1714 
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Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «für tiefere Arzneimittelpreise» 

vom 8. Juni 2000 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Prüfung der am 12. Dezember 19971 eingereichten Volksinitiative «für tiefere 
Arzneimittelpreise», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 12. Mai 19992, 

beschliesst: 

Art.1 
1 Die Volksinitiative vom 12. Dezember 1997 «für tiefere Arzneimittelpreise» ist 
gültig und wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet 

2 Die Volksinitiative3 lautet angepasst an die Bundesverfassung vom 18. April 1999: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt: 

Art. 117 Abs. 3 

3 Die in den Nachbarstaaten Frankreich, Italien, Deutschland und Österreich mit 
Rezept oder rezeptfrei zum Verkauf bei Ärztinnen und Ärzten, Apotheken, Spitä­
lern, Drogerien oder anderen Geschäften zugelassenen Medikamente als Original­
präparate oder Generika sind in gleicher Weise mit Rezept oder rezeptfrei auch bei 
Ärztinnen und Ärzten, Apotheken, Spitälern, Drogerien oder anderen Geschäften in 
der Schweiz zugelassen, ohne dass es für die Schweiz einer besonderen Bewilligung 
bedarf. Soweit rezeptpflichtige oder rezeptfreie Medikamente zum Verkauf gelan­
gen, sind Generika abzugeben, sofern solche vorhanden sind oder sofern die Patien­
tin oder der Patient das Präparat nicht selbst bezahlt. Soweit Originalpräparate und 
Generika durch die Krankenkassen zu bezahlen sind, sind an die Patientinnen und 
Patienten die preisgünstigsten Produkte abzugeben, entsprechend der jedes Jahr ver­
öffentlichten Liste der vom Bund anerkannten Krankenversicherer. 

1 BBI 1998 737 
2 BBI 1999 7541 
3 Die Volksinitiative ist noch während der Geltungsdauer der Bundesverfassung vom 

29. Mai 1874 eingereicht worden. Sie nimmt deshalb auf jenen Verfassungstext Bezug 
und nicht auf die Verfassung vom 18. April 1999. Der Originalwortlaut der Volksinitia~ 
tive verlangte eine Ergänzung von Artikel 34bis durch einen neuen Absatz 3 sowie eine 
Ergänzung der Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung. 

3538 1999-4506 



Volksinitiative 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt ergänzt: 

Art. 196 Sachüberschrift 

Art.197 

Übergangsbestimmungen gemäss Bundesbeschluss vom 
18. Dezember 1998 über eine neue Bundesverfassung 

Übergangsbestimmungen nach Annahme der Bundesverfassung 
vom 18. April 1999 

1. Übergangsbestimmung zu Art. 117 (Kranken- und Unfallversicherung) 

Gesetzliche oder Verordnungsbestimmungen, die im Widerspruch zu Artikel 117 
Absatz 3 stehen, sind aufgehoben. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Nationalrat, 8. Juni 2000 

Der Präsident: Seiler 
Der Protokollführer: Antiker 

10445 

Ständerat, 8. Juni 2000 

Der Präsident: Schmid Carlo 
Der Sekretär: Lanz 
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A1 

Arrete federal 
concemant !'initiative populaire «Pour des medicaments 
a moindre prix» 

du 8 juin 2000 

L 'Assemblee federale de la Corifederation suisse, 

vu !'initiative populaire «Pour des medicaments a moindre prix» deposee 
le 12 decembre 19971, 
vu le message du Conseil federal du 12 mai 19992, 

arrete: 

Art.1 

1 L'initiative populaire du 12 decembre 1997 «Pour des medicaments a moindre 
prix» est valable et sera sou.mise au vote du peuple et des cantons. 

2 L'initiative3, adaptee a la Constitution federale du 18 avril 1999, a la teneur sui­
vante: 

I 

La Constitution federale est completee comme · suit: 

Art. 117, al. 3 

3 Les medicaments - preparations originales ou medicaments generiques - vendus 
dans les Etats limitrophes, France, Italie, Allemagne et Autriche, avec ou sans or­
donnance, par les medecins, les pharmacies, les höpitaux, les drogueries et autres 
commerces, sont aussi distribues en Suisse, avec ou sans ordonnance, par les mede­
cins, les pharmacies, les höpitaux, les drogueries et autres commerces et ce, sans 
autorisation particuliere. Lorsqu'un medicament est vendu, avec ou sans ordon­
nance, un medicament generique est remis s' il en. existe, ou si le patient ne paie pas 
lui-meme la preparation originale. Si les caisses-maladie sont tenues de prendre en 
charge les preparations originales et les medicaments generiques, les patients se 
verront remettre le medicament ayant le prix le plus avantageux, tel qu'il ressort de 
la liste publiee chaque annee par les assureurs-maladie reconnus par la Confedera­
tion. 

1 FF1998 592 
2 FF 1999 6813 
3 L'initiative a ete depos~ saus le regime de la constitution du 29 mai 1874 et ne se 

referait donc pas a la Constitution federale du 18 _avril 1999. Dans la version depos~. 
eile demandait l'adjonction d'un al. 3 a l'art. 34bis et l'adaptation des dispositions 
transitoires de l'ancienne constitution. 

3320 1999-4506 



l.o 

Initiative populaire. AF 

II 

Les dispositions transitoires de la Constitution federale sont completees comme suit: 

Art. 196, titre median 

Dispositions transitoires selon l'arrete federal du 18 decembre 1998 
relatif a une mise a jour de la Constitution federale 

Art. 197 Dispositions transitoires apres acceptation de la Constitution 
föderale du 18 avril 1999 

1. Disposition transitoire ad art. 117 ( assurance-maladie et accidents) 

Les dispositions de lois ou d'ordonnances qui contreviennent a l'art. 117, al. 3, sont 
abrogees. 

Art. 2 

L' Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Conseil national, 8 juin 2000 

Le president: Seiler 
Le secretaire: Anliker 

Conseil des Etats, 8 juin 2000 

Le president: Schmid Carlo 
Le secretaire: Lanz 
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Decreto federale 
sull'iniziativa popolare 
«per farmaci a prezzi piu bassi» 

dell'8 giugno 2000 

L'Assembleafederale della Confederazione Svizzera, 

esaminata l' iniziativa popolare del 12 dicembre 1997 1 «per farmaci a prezzi piu bas­
si»; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 12 maggio 19992, 

decreta: 

Art.1 

1 L'iniziativa popolare del 12 dicembre 1997 «per farmaci a prezzi piu bassi» e vali­
da ed e sottoposta a1 voto del popolo e dei Cantoni. 

2 L'iniziativa3 adeguata fonnalmente alla Costituzione federale del 18 aprile 1999 ha 
il tenore seguente: 

I 

La Costituzione federale del 18 aprile 1999 e completata co:me segue: 

Art. 117 cpv. 3 
3 I farmaci, sotto forma di specialita o di medicamenti generici, ehe negli Stati limi­
trofi Francia, Italia, Gennania e Austria sono, con o senza ricetta, ammessi alla ven­
dita presso medici, farmacie, ospedali, drogherie o altri negozi sono parimenti am­
messi, con o senza ricetta, anche presso medici, farmacie, ospedali, drogherie o altri 
negozi in Svizzera, senza pertanto sottostare a una speciale autorizzazione. Laddove 
siano messi in vendita farmaci sottostanti o no a ricetta, vanno consegnati medica­
menti generici, purche disponibili o in quanto il paziente non paghi egli stesso la 
specialita. In quanto le specialita e i medicamenti generici siano a carico delle casse 
malati, a1 paziente devono essere consegnati i prodotti meno cari, corrispondente­
mente all' elenco pubblicato annualmente dagli assicuratori malattia riconosciuti 
dalla Confederazione. 

1 
2 
3 

FF1998 737 
FF1999 6475 
L'iniziativa popolare e stata depositata vigente la Costituzione federale del 29 maggio 
1874; si riferiva pertanto a rale testo e non alla Costituzione federale del 18 aprile 1999. 
Il testo originale dell'iniziativa popolare chiedeva di completare l'articolo 34J>is della Co­
stituzione federale con un nuovo capoverso 3. 

3132 1999-4506 



,2.'2... 

lniziativa popolare «per farmaci a prezzi piu bassi» 

II 

Le disposizioni transitorie della Costituzione federale sono completate come segue: 

Art. 196 titolo 

Disposizioni transitorie secondo il decreto federale del 18 dicembre 
1998 su una nuova Costituzione federale 

Art. 197 

Disposizioni transitorie successive all' accettazione 
della Costituzione federale del 18 aprile 1999 

1. Disposizione transitoria dell 'art. 117 

Le disposizioni di legge o di ordinanza ehe contraddicono all' articolo 117 capoverso 
3 sono abrogate. 

Art. 2 

L' Assemblea federale raccomanda al popolo e ai Cantoni di respingere l'iniziativa . 

Consiglio nazionale, 8 giugno 2000 

II presidente: Seiler 
II segretario: Anliker 

1350 

. . -
Consiglio degli Stati, 8 giugno 2000 

II presidente: Schmid Carlo 
II segretario: Lanz 
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